
 

 
 Lausanne, 7. März 2013/web 
 
 
 
Vernehmlassungsverfahren: FATCA-Abkommen und Entwurf des geplanten 
Bundesgesetzes betreffend die Umsetzung des FATCA-Abkommens (Um-
setzungsgesetz) 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin 

Sie haben das Bundesgericht am 14. Februar a.c. eingeladen, zum oben erwähnten 
Vernehmlassungsverfahren Stellung zu nehmen; das Bundesgericht nimmt diese Gele-
genheit gerne wahr. 

Wir bedauern, dass im Rahmen des FATCA-Abkommens die Beschwerde an das Bun-
desgericht ausgeschlossen ist. Die Regelung, wie sie für das Amtshilfeverfahren nach 
dem Steueramtshilfegesetz Geltung hat (Art. 84a BGG; für die Änderung bestehender 
Erlasse im Rahmen des Steueramtshilfegesetzes siehe AS 2013 231), führt unseres 
Erachtens nicht zu relevanten Verfahrensverzögerungen. Sie ermöglicht aber dann, 
wenn sich Fragen grundsätzlicher Bedeutung stellen, diese dem Bundesgericht zu 
unterbreiten, und zwar sowohl von den betroffenen Privatpersonen als auch von der 
zuständigen Behörde, wenn sie mit einem Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts 
nicht einverstanden sein sollten. 

Man mag darauf vertrauen, dass sich im Rahmen des FATCA-Abkommens keine 
solchen Fragen stellen, weil – so der Bericht – nur der Status als US-Person streitig 
sein könne. Ob sich dabei Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung stellen, ist aber 
schwer prognostizierbar, und es ist auch keineswegs sichergestellt, dass sich die von 
Betroffenen aufgeworfenen Fragen nur auf den Status beschränken werden. 

Wir hoffen, Ihnen mit diesem Hinweis dienen zu können. 

B u n d e s g e r i c h t  

T r i b u n a l  f é d é r a l  

T r i b u n a l e  f e d e r a l e  

T r i b u n a l  f e d e r a l  

An die Vorsteherin des 
Eidg. Finanzdepartements 
Frau Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 
 
 
 
vorab per E-Mail an: 
vernehmlassungen@sif.admin.ch 
 

DIE PRÄSIDENTENKONFERENZ 
CH - 1000 Lausanne 14 
Tel. +41 (0) 21 318 91 11 
Fax +41 (0) 21 323 37 00 
Korrespondenznummer 10.9 
 

 

mailto:vernehmlassungen@estv.admin.ch


Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Bundesrätin, den Ausdruck unserer ausgezeich-
neten Hochschätzung. 
 
 
 

SCHWEIZERISCHES BUNDESGERICHT 
Die Präsidentenkonferenz 

 
 Die Vorsitzende Der Generalsekretär 
 
 
 
 Kathrin Klett Paul Tschümperlin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kopie an:  



B u n d e s v e rw a l t u ng s g e r i ch t  

T r i b u n a l  ad m i n i s t r a t i f  f éd é r a l  

T r i b u n a l e  am m i n i s t r a t i vo  f e d e r a l e  

T r i b u n a l  ad m i n i s t r a t i v  fe d e r a l  

 

 

Der Präsident / Die Präsidentenkonferenz 
 
Postfach, 9023 St. Gallen 
Telefon +41 58 70 52626 
Registratur-Nummer: 024.1 

A-Post  

Eidgenössisches Finanzdepartement 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 
 
 
 
PDF und Word-Version per E-Mail an: 

vernehmlassungen@sif.admin.ch 
 
 
 

St. Gallen, 15. März 2013 / dak / riz 
 
 
Verkürzte Vernehmlassung zum FATCA-Abkommen und zum Entwurf des geplanten 
Bundesgesetzes betreffend die Umsetzung des FATCA-Abkommens (Umsetzungsgesetz) 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
 
Für Ihre Einladung zur Stellungnahme vom 14. Februar 2013, anlässlich des eingangs erwähn-
ten Vernehmlassungsverfahrens, danken wir Ihnen bestens. Wir haben den Entwurf mit Interes-
se zur Kenntnis genommen. 

In der vorliegenden Angelegenheit verzichtet das Bundesverwaltungsgericht auf eine Stellung-
nahme. Wir bitten Sie, bei der Auswertung der Vernehmlassung die Antwort des Bundesverwal-
tungsgerichts als Enthaltung und nicht als Zustimmung auszuweisen. 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
Der Präsident des Der Vorsitzende der 
Bundesverwaltungsgerichts Präsidentenkonferenz 
 
 
 
Markus Metz Hans Urech 

 
 
Kopie an: 

- Bundesgericht 
- Bundesstrafgericht  
- Bundespatentgericht 



 Regierungsrat 
 
 

  
Postadresse: 
Regierungsrat des Kantons Aargau 
Regierungsgebäude 
5001 Aarau 
Telefon 062 835 12 40 
Fax 062 835 12 50 
E-Mail regierungsrat@ag.ch 

 

 Staatssekretariat für  
internationale Finanzfragen 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 

Aarau, 13. März 2013 

FATCA-Abkommen und Entwurf des geplanten Bundesgesetzes betreffend die Umset-
zung des FATCA-Abkommens; Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 14. Februar 2013 haben Sie zur Vernehmlassung zum FATCA-Abkom-
men sowie zum Entwurf des geplanten Bundesgesetzes betreffend die Umsetzung des 
FATCA-Abkommens eingeladen. Wir danken dafür und halten dazu Folgendes fest: 

Aus Bankenkreisen wird auf die hohen Kosten für die Umsetzung von FATCA hingewiesen, 
welche grundsätzlich für den Bankenplatz Schweiz als schädigend einzustufen sind. Ange-
sichts der aufgrund US-amerikanischer Gesetzgebung ab 1. Januar 2014 für die Banken 
sowieso zwingenden Umsetzung bringt das FATCA-Abkommen wenigstens administrative 
Erleichterungen, die zu begrüssen sind.  
 
Im Übrigen verweisen wir auf die Stellungnahme der Finanzdirektorenkonferenz.  
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung bei den weiteren Arbei-
ten und versichern Sie, sehr geehrte Damen und Herren, unserer ausgezeichneten Wert-
schätzung. 
 
 
IM NAMEN DES REGIERUNGSRATS 
 
Landammann:  Staatsschreiber: 
 
 
 
Susanne Hochuli Dr. Peter Grünenfelder 
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Kopie an: 
− vernehmlassungen@sif.admin.ch 
− Departement Finanzen und Ressourcen 
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Kanton Schaffhausen 
Regierungsrat 
Beckenstube 7 
CH-8200 Schaffhausen 
www.sh.ch 

Telefon +41 (0)52 632 71 11 
Fax +41 (0)52 632 72 00 
staatskanzlei@ktsh.ch 
 

 

 

 Schaffhausen, 5. März 2013

Vernehmlassung zum FATCA-Abkommen und zum Entwurf des geplanten 
Bundesgesetzes betreffend die Umsetzung des FATCA-Abkommens 
(Umsetzungsgesetz) 
 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin  

Sehr geehrte Damen und Herren  

 

Mit Schreiben vom 14. Februar 2013 haben Sie uns den oben genannten Vorentwurf zur 

Vernehmlassung unterbreitet. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme. Da 

die Kantone vom Abkommen weder direkt noch indirekt in ihren eigenen Finanzkompetenzen 

betroffen sind, äussern wir uns lediglich zu einigen grundsätzlichen Fragen. 

 

Der Regierungsrat des Kantons Schaffhausen schliesst sich der Meinung der Konferenz der 

kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren FdK an. Der Finanzplatz Schweiz hat 

grundsätzlich keine Wahl, ob er dem FATCA-Übereinkommen beitreten will oder nicht. Denn 

die Vereinigten Staaten von Amerika werden das Abkommen unabhängig eines Abschlusses 

mit der Schweiz planmässig ab dem 1. Januar 2014 anwenden und die schweizerischen 

Finanzinstitute müssen sich diesem unterwerfen. Sie können es sich aus wirtschaftlichen 

Gründen nicht leisten, die Umsetzung von FATCA zu verweigern, sofern sie auf dem 

amerikanischen Markt tätig sein wollen.  

 

Aufgrund des zurzeit geltenden schweizerischen Rechts vertreten wir wie die FdK die 

Meinung, dass nur der Weg über das Modell 2 zur Verfügung steht, wenngleich auch 

festzustellen ist, dass auch dieses Modell praktisch über die Gruppenanfragen zu einem 

automatischen Informationsausgleich führt. Der Vorteil jedoch ist, dass die USA zumindest das 

Eidgenössisches 
Finanzdepartement 
 
Per E-Mail an: 
vernehmlassung@sif.admin.ch 
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blockierte Doppelbesteuerungsabkommen ratifizieren müssen, das die Möglichkeit der 

Gruppenanfragen enthält.  

Der Regierungsrat des Kantons Schaffhausen hält fest, dass die schweizerische Politik die 

Fragen zum Informationsaustausch nun dringend klären muss. Der Druck von anderen 

Staaten auf unser Land nimmt diesbezüglich ständig zu, insbesondere auch wegen deren 

aktueller Wirtschaftslage. Die Schweiz kommt nicht darum herum, alternative Formen 

gegenüber heute zu prüfen, die sich jedoch im Rahmen von Art. 26 MA-OECD bewegen. Der 

automatische Informationsaustausch lässt sich aufgrund des geltenden OECD-Standards aber 

auf jeden Fall nicht begründen. 

 

Für die Kenntnisnahme und Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen.  

 

 

 Freundliche Grüsse 
 Im Namen des Regierungsrates 
 Die Präsidentin: 
  

  
 Rosmarie Widmer Gysel 
 
 
 Der Staatsschreiber: 
  

 
Dr. Stefan Bilger 

 



Regierungsrat des Kantons Schwyz 

 

 

 6431 Schwyz, Postfach 1260 

 
Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 
Staatssekretariat für internationale Finanzfragen SIF 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 
 
 
 
Schwyz, 12. März 2013 
 
 
 
FATCA-Abkommen und Entwurf des geplanten Bundesgesetzes betreffend die Umsetzung des  
FATCA- Abkommens (Umsetzungsgesetz) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 14. Februar 2013 haben Sie die Kantonsregierungen eingeladen, zur Durchfüh-
rung einer verkürzten Vernehmlassung zum FATCA-Abkommen und zum Entwurf des geplanten 
Bundesgesetzes betreffend Umsetzung des FATCA-Abkommens (Umsetzungsgesetz), mit Frist bis 
15. März 2013 Stellung zu nehmen. 
 
Der Regierungsrat des Kantons Schwyz stellt fest, dass die Schweiz grundsätzlich keine Wahl hat, 
dem FATCA-Abkommen beizutreten oder nicht, da die USA das Abkommen ohnehin anwenden wer-
den und die schweizerischen Finanzinstitute mitmachen müssen, sofern sie auf dem amerikanischen 
Markt tätig sein wollen. Die Haltung des Regierungsrates deckt sich somit mit derjenigen der Konfe-
renz der kantonalen Finanzdirektoren (FDK), welche sich mit Schreiben vom 4. März 2013 zur Ver-
nehmlassungsvorlage geäussert hat. Unsere Stellungnahmen und Anliegen beziehen sich auf ver-
schiedene Aspekte, welche im Zusammenhang mit dem FATCA-Abkommen und dem Umsetzungs-
gesetz zu beachten sind. Im vorliegenden Schreiben ist ebenfalls die Beurteilung aus Sicht der 
Schwyzer Kantonalbank (SZKB) integriert. 

1. Steuerrechtliche Beurteilung 
 
Das FATCA-Abkommen steht im Gesamtkontext "Informationsaustausch bezüglich Bankdaten mit 
dem Ausland Allgemein". Spezifische steuerrechtliche Fragen sind damit nicht verbunden. Mit Be-
zug zur Problematik der Verwässerung des Bankgeheimnisses und des automatischen Informations-
austausches deckt sich die Haltung des Kantons Schwyz mit den verschiedenen bereits erfolgten 
Stellungnahmen der FDK. 
 
 

   



 

 -2- 

2. Datenschutzrechtliche Beurteilung 
 
Aufgrund des geltenden schweizerischen Rechts (Bundesgesetz über den Datenschutz und Banken-
gesetz) steht nur der Weg über das Modell 2 zur Verfügung. Dieses Modell führt de facto über die 
Gruppenanfragen zu einem automatischen Informationsaustausch, auch wenn vorher noch eine Zu-
stimmungserklärung eingeholt werden muss. Es stellt sich aus Sicht des Datenschutzes deshalb die 
Frage, ob das in Art. 4 Abs. 2 des Bundesgesetzes über den Datenschutz verankerte Verhältnismäs-
sigkeitsprinzip gewahrt bleibt. Diese Beurteilung obliegt dem Eidgenössischen Datenschutzbeauf-
tragten. 

3. Beurteilung aus Sicht der Schwyzer Kantonalbank 
 
Die USA werden FATCA einführen. Die Schwyzer Kantonalbank ist wie die übrigen Banken faktisch 
gezwungen, dieses Abkommen umzusetzen, da wir es uns nicht leisten können, als nicht teilneh-
mendes Finanzinstitut behandelt zu werden. Die Umsetzung von FATCA bringt der SZKB einen gros-
sen Aufwand, der nicht auf die Kunden abgewälzt werden kann. Durch das FATCA-Abkommen erhof-
fen wir uns immerhin einzelne administrative Vereinfachungen. 
 
Bei der schweizerischen Umsetzung durch das Umsetzungsgesetz sind wir sehr daran interessiert, 
dass überwiegend regional tätige Banken wie die SZKB nicht mit übermässigen administrativen Um-
setzungsarbeiten belastet werden, die in keinem Verhältnis zu den betroffenen Kundenbeziehungen 
stehen. Aus Sicht der SZKB wäre es wünschenswert, wenn das Eidgenössische Finanzdepartement 
und weitere Bundesbehörden dieses Anliegen nicht nur bei der FATCA-Umsetzung, sondern auch bei 
weiteren Regulierungsvorhaben berücksichtigen. 
 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung der eingebrach-
ten Diskussionspunkte und Anliegen. 
 
 
 
Im Namen des Regierungsrates: 
 
 
 
Walter Stählin, Landammann 
 
 
 
Dr. Mathias E. Brun, Staatsschreiber 



 

Regierungsrat 

 
Rathaus / Barfüssergasse 24 
4509 Solothurn 
www.so.ch 
 
 

 

Frau Bundesrätin 
Eveline Widmer-Schlumpf 
Vorsteherin EFD 
Bernerhof 
3003 Bern 
 

 

 

 

 12. März 2013 

Vernehmlassung zum FATCA-Abkommen und Entwurf des Bundesgesetzes betreffend 
die Umsetzung des FATCA-Abkommens 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 

Wir danken Ihnen für die gebotene Möglichkeit zum FATCA-Abkommen Stellung nehmen zu 

können. Der Kanton Solothurn ist von diesem Abkommen weder direkt noch indirekt in seinen 

Finanzkompetenzen betroffen. Wir erlauben uns dennoch einige Punkte aufzugreifen. 

Der Foreign Account Tax Compliance Act vom 18. März 2010 (FATCA) wird – unabhängig von der 

Meinung des betroffenen Finanzplatzes in der Schweiz – ab 1. Januar 2014 schrittweise 

eingeführt. Schweizerische Finanzinstitute sind daher ab diesem Datum gezwungen, FATCA 

umzusetzen, sofern sie nicht vom US-Kapitalmarkt ausgeschlossen werden wollen. Das bilaterale 

Abkommen ermöglicht den Finanzinstituten eine erleichterte Umsetzung und vermeidet daher 

gegenüber Konkurrenten auf anderen Finanzplätzen eine Benachteiligung.  

Stossend ist jedoch die Tatsache, dass die USA mit FATCA versuchen, ihr Landesrecht weltweit 

durchzusetzen und damit auch die Verletzung der Souveränität anderer Staaten in Kauf 

nehmen. Sodann sieht das Abkommen zwar keine automatischen Informationslieferungen vor, 

Tatsache ist jedoch, dass die US-Steuerbehörden mit oder ohne Zustimmung des Kunden an die 

Daten gelangen. Hier stellt sich in Zukunft die Frage, wie die Schweiz gegenüber anderen 

Staaten der Forderung eines automatischen Informationsaustausches entgegentreten wird. 

Der Kanton Solothurn erachtet nichtsdestotrotz die erleichterte Umsetzung des FATCA mittels 

Staatsvertrag als die bessere Lösung, zumal die FATCA-Umsetzung ohne Staatsvertrag keine 

Alternative darstellt. 

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES 

sig. Esther Gassler sig. Andreas Eng 
Frau Landammann Staatsschreiber 



Regierung des Kantons St.Gallen 
 
 
 
 
 
 

Regierung des Kantons St.Gallen, Regierungsgebäude, 9001 St.Gallen 
 

RR-232_RRB_2013_139_1_pl_4851.docx 

 

1/2 

Eidgenössisches Finanzdepartement 
Bundesgasse 3 
3003 Bern  

Regierung des Kantons St.Gallen 
Regierungsgebäude 
9001 St.Gallen 
T +41 58 229 32 60 
F +41 58 229 38 96 

 

St.Gallen, 18. März 2013 
 
 
 
 
FATCA-Abkommen und Bundesgesetz betreffend die Umsetzung des FATCA-
Abkommens (Umsetzungsgesetz); Vernehmlassung 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
 
Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme. Das FATCA-Abkommen und 
der Gesetzesentwurf zur Umsetzung berühren keine spezifisch kantonalen Interessen. 
Wir verzichten daher auf eine Vernehmlassung. 
 
 
Im Namen der Regierung 
 
 
 
 
Martin Gehrer 
Präsident 
 
 
 
 
 
Canisius Braun 
Staatssekretär 
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Geht per E-Mail an: 
vernehmlassungen@sif.admin.ch in PDF- und Word-Version 
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an das Eidgenössische Finanzdepartement 
(auch in elektronischer Form in PDF- und Word-Version 
an vernehmlassungen@estv.admin.ch)

Zürich, 5. März 2013

FATCA-Abkommen und Entwurf des geplanten Bundesgesetzes
 betreffend die Umsetzung des FATCA-Abkommens 
(verkürztes Vernehmlassungsverfahren)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 14. Februar 2013, mit dem Sie
uns das Abkommen zwischen der Schweiz und den Vereinigten Staaten
von Amerika über die Zusammenarbeit für eine erleichterte Umset-
zung von FATCA (FATCA-Abkommen) sowie den Entwurf zu einem
geplanten Bundesgesetz betreffend die Umsetzung des FATCA-Ab-
kommens (FATCA-Gesetz) zur Stellungnahme unterbreitet haben. Wir
danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und äussern uns
wie folgt:

1. Zum FATCA-Abkommen

Schweizerische Finanzinstitute, die auf dem amerikanischen Markt
tätig sein wollen, müssen den Verpflichtungen aus dem Foreign Account
Tax Compliance Act vom 18. März 2010 (FATCA) nachkommen. Um
Wettbewerbsnachteile für den Schweizer Finanzplatz zu vermeiden, ist
es unumgänglich, dass die Schweiz mit den USA ein Abkommen über
die erleichterte Umsetzung von FATCA abschliesst.

Die Schweiz hat sich für das von den USA angebotene Modell II ent-
schieden, das einen direkten Informationsfluss zwischen den Finanzin-
stituten der Partnerstaaten und dem U.S. Internal Revenue Service (IRS)

DER REGIERUNGSRAT DES KANTONS ZÜRICH
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aufgrund von Zustimmungserklärungen der US-Kundinnen und -Kun-
den, ergänzt durch einen Informationsaustausch auf Anfrage in Form von
Gruppenersuchen, vorsieht. Obschon dieses Modell im Ergebnis einem
automatischen Informationsaustausch nahekommt, unterscheidet es sich
formell doch klar davon. Die Schweizer Steuerbehörden liefern nach
dem FATCA-Abkommen Informationen nur im Rahmen der Amtshilfe
nach OECD-Standard, wie sie im revidierten Doppelbesteuerungsab-
kommen mit den USA vorgesehen ist. Zudem verfügen die betroffenen
Personen zumindest über minimale Verteidigungsrechte. Die Wahl die-
ses Modells ist daher zu begrüssen.

Positiv zu vermerken ist sodann, dass der Informationsaustausch erst
für die Zeit nach Inkrafttreten des revidierten Doppelbesteuerungsab-
kommens mit den USA erfolgt. Dies hat auch zur Folge, dass die USA
das revidierte Doppelbesteuerungsabkommen ratifizieren müssen.

Die Umsetzung des FATCA-Abkommens wird für die schweizeri-
schen Finanzinstitute immer noch mit beträchtlichem Aufwand verbun-
den sein. Dieser ist aber mit Blick auf die von den USA geschaffene
Faktenlage – nicht nur von der Schweiz – hinzunehmen.

2. Zum FATCA-Gesetz

Die Bestimmungen des Entwurfs des FATCA-Gesetzes (E-FATCA-
Gesetz) sind nur unter gleichzeitiger Konsultation des FATCA-Abkom-
mens verständlich. Dies beeinträchtigt die Lesbarkeit, ist aber zur Ver-
meidung von Wiederholungen und Widersprüchen in Kauf zu nehmen.
Zu den einzelnen Gesetzesbestimmungen haben wir die nachfolgenden
Bemerkungen und Fragen.

Art. 2 E-FATCA-Gesetz:
Diese Bestimmung regelt das anwendbare Recht. Gemäss Art. 2 Abs. 1

E-FATCA-Gesetz richten sich die Pflichten der Finanzinstitute gegen-
über dem IRS nach dem anwendbaren US-Recht, sofern das FATCA-
Abkommen keine abweichenden Bestimmungen erhält.

Die Anwendbarkeit von US-Recht ergibt sich aus einzelnen Bestim-
mungen des FATCA-Abkommens. Eine Wiederholung im FATCA-Ge-
setz erscheint überflüssig und birgt die Gefahr, dass der Verweis auf das
US-Recht im FATCA-Gesetz umfassender verstanden werden könnte,
als er im FATCA-Abkommen selber enthalten ist.

Auch bei Art. 2 Abs. 2 E-FACTA-Gesetz zum anwendbaren Recht
mit Bezug auf die Sorgfaltspflichten der Finanzinstitute ist kein zusätz-
licher Regelungsinhalt gegenüber dem FATCA-Abkommen ersicht-
lich.

Wir beantragen daher, Art. 2 E-FATCA-Gesetz wegzulassen.



– 3 –

Art. 3 E-FATCA-Gesetz:
In dieser Bestimmung werden verschiedene Begriffe aufgeführt und

für deren Definition auf das FATCA-Abkommen verwiesen. Die Aus-
wahl der Begriffe ist allerdings nicht nachvollziehbar. Sinnvoll wäre es,
wenn alle Begriffe aus dem FATCA-Abkommen, die auch im FATCA-
Gesetz verwendet werden, erwähnt würden. In diesem Fall müssten
 soweit ersichtlich auch noch folgende Begriffe aufgelistet werden: IRS,
 Finanzinstitut, US-TIN (amerikanische Bundessteuernummer).

Art. 6 E-FATCA-Gesetz:
Diese Bestimmung regelt den Nachweis der mangelnden Qualifika-

tion als US-Person. Aus der Bestimmung geht indessen nur sinngemäss
hervor, wer welchen Nachweis zu erbringen hat. Der Artikel ist deshalb
noch klarer zu formulieren.

Art. 10 E-FATCA-Gesetz:
Gegenstand dieser Bestimmung bildet das Verfahren mit Bezug auf

den Informationsaustausch bei Gruppenersuchen. In Abs. 1 ist zusätzlich
zur Regelung im FATCA-Abkommen vorgesehen, dass die Eidgenös -
sische Steuerverwaltung (ESTV) den Eingang eines Gruppenersuchens
im Bundesblatt und auf ihrer Internetseite bekannt macht. Abs. 2 über-
nimmt die Regelung von Art. 5 Abs. 3 Bst. a FATCA-Abkommen, prä-
zisiert aber, dass die meldepflichtigen Daten und die Unterlagen, die es
der ESTV gestatten zu prüfen, ob es sich um ein meldepflichtiges Konto
handelt, gesondert zu übermitteln sind. Im Übrigen wird dann in Abs. 3
auf die Bestimmungen von Art. 5 Abs. 3 Bst. b FATCA-Abkommen ver-
wiesen.

Art. 5 Abs. 3 Bst. b FATCA-Abkommen regelt unter anderem die Er-
öffnung der Schlussverfügung durch Veröffentlichung im Bundesblatt
und auf der Internetseite der ESTV sowie die Möglichkeit der Be-
schwerdeerhebung. Da sich diese Bestimmungen nicht nur an die Finanz-
institute, sondern insbesondere an die einzelnen Kontoinhaberinnen
und Kontoinhaber richten, erscheint es aus Rechtsschutzgründen ange-
zeigt, beim Verweis in Art. 10 Abs. 3 E-FATCA-Gesetz zumindest darauf
hinzu weisen, was Gegenstand von Art. 5 Abs. 3 Bst. b FATCA-Abkom-
men bildet.

Art. 13 E-FATCA-Gesetz:
Nach dieser Bestimmung gilt für das Verfahren, soweit das FATCA-

Abkommen oder das FATCA-Gesetz keine besonderen Bestimmun-
gen enthalten, Art. 19 des Steueramtshilfegesetzes vom 28. September
2012 (StAhiG; SR 672.5). Art. 19 StAhiG regelt das Beschwerdeverfah-
ren bei Anfechtung einer Schlussverfügung im Amtshilfeverfahren.
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Fraglich ist dabei, ob einzig Art. 19 StAhiG subsidiär angewendet
werden soll oder ob auch weitere Bestimmungen des StAhiG auf den
Informationsaustausch nach FATCA-Abkommen anwendbar sind. Die
Frage stellt sich insbesondere mit Bezug auf das in Art. 15 StAhiG ge-
regelte Akteneinsichtsrecht oder auf die in Art. 21 StAhiG verankerte
Einschränkung der Verwendung der Informationen zur Durchsetzung
des schweizerischen Steuerrechts.

Art. 14 E-FACTA-Gesetz:
Diese Bestimmung regelt das Vorgehen für den Fall, dass die verlang-

ten Informationen nicht innerhalb der gemäss FATCA-Abkommen vor-
gegebenen Frist von acht Monaten übermittelt werden können.

Abs. 1 ist jedoch ohne Konsultation des Erläuternden Berichts nicht
verständlich und daher noch präziser zu formulieren. In Abs. 3 fehlt so-
dann das Verb.

Art. 16–18 E-FATCA-Gesetz:
Diese Bestimmungen enthalten Strafbestimmungen für Widerhand-

lungen gegen das FATCA-Abkommen sowie das FATCA-Gesetz.
Damit die Schweiz der Verpflichtung aus dem FATCA-Abkommen,

die Teilnahme sämtlicher Finanzinstitute sicherzustellen, nachkommen
kann, muss sie Widerhandlungen gegen das FATCA-Abkommen unter
Strafe stellen. Gemäss dem Erläuternden Bericht entsprechen die Straf-
bestimmungen im Wesentlichen denjenigen des Bundesgesetzes über
die internationale Quellenbesteuerung vom 15. Juni 2012 (IQG; SR 672.4).

Abgrenzungsprobleme könnten sich mit Bezug auf Art. 16 Abs. 1 
Bst. b E-FATCA-Gesetz und Art. 17 E-FATCA-Gesetz ergeben. Art. 16
Abs. 1 Bst. b E-FATCA-Gesetz umfasst die Verletzung von Pflichten
der schweizerischen Finanzinstitute gemäss der Vereinbarung mit der
amerikanischen Steuerbehörde (FFI-Vertrag) nach Art. 3 Abs. 1 Bst. a
des FATCA-Abkommens. Nach Art. 17 E-FATCA-Gesetz wird bestraft,
wer es unterlässt, vom Inhaber oder von der Inhaberin eines US-Kon-
tos oder von einem nicht teilnehmenden ausländischen Finanzinstitut
die Zustimmung zur Meldung von Kontodaten zu verlangen. Falls letz-
tere Verpflichtung Gegenstand des FFI-Vertrags sein sollte (vgl. dazu
Erläuternder Bericht, S. 2), würde deren Verletzung bereits der Straf -
androhung von Art. 16 E-FATCA-Gesetz unterliegen.

Im Weiteren soll gemäss den Ausführungen im Erläuternden Be-
richt die Unterlassung von Dokumentationspflichten gemäss Art. 17 
E-FATCA-Gesetz auch bei fahrlässiger Begehung strafbar sein. Gestützt
auf Art. 12 des Schweizerischen Strafgesetzbuches vom 21. Dezember
1937 (StGB; SR 311.0) müsste dies im Gesetz aber ausdrücklich er-
wähnt sein.
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3. Abschliessende Beurteilung

Dem FATCA-Abkommen stimmen wir zu, weil Wettbewerbsnachteile
für die schweizerischen Finanzinstitute nur auf diesem Weg vermieden
werden können. Auch dem Erlass eines Bundesgesetzes zur Umsetzung
des FATCA-Abkommens kann zugestimmt werden. Im FATCA-Ge-
setz sind jedoch noch verschiedene Bereinigungen vorzunehmen und
insbesondere das Verhältnis zum Steueramtshilfegesetz klarer zu defi-
nieren.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Bundesrätin, die Versicherung
unserer aus gezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates
Der Präsident:

Der Staatsschreiber:

RRB Nr. 228/2013
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 Schweizerischer Pensionskassenverband 
 Association suisse des Institutions de prévoyance 
 Associazione svizzera delle Istituzioni di previdenza 
 Kreuzstrasse 26 
 8008 Zürich 
 
 Telefon 043 243 74 15/16 
 Telefax 043 243 74 17 
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 Zürich, 15. März 2013 
 
 
Verkürzte Vernehmlassung zum FATCA-Abkommen und zum Entwurf des 
geplanten Bundesgesetzes betreffend die Umsetzung des FATCA-Abkommens 
(Umsetzungsgesetz) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Gerne nehmen wir zum FATCA-Abkommen und zum Entwurf des geplanten 
Bundesgesetzes betreffend die Umsetzung des FATCA-Abkommens 
(Umsetzungsgesetz), einer für die Vorsorgebranche wichtigen Umsetzung, Stellung.  
 
Der ASIP begrüsst sowohl das am 14. Februar 2013 unterzeichnete Abkommen zwischen 

der Schweiz und den USA für eine erleichterte Umsetzung von FATCA als auch den Entwurf 

des geplanten Bundesgesetzes betreffend die Umsetzung des FATCA-Abkommens, 

aufgrund welcher Pensionskassen und Freizügigkeitseinrichtungen von FATCA ganz 

ausgenommen sind (Anhang II Abschnitte I. und II.B. des FATCA-Abkommens und Art. 4 

Abs. 1 FATCA-Gesetz), d.h. weder einer Auskunftspflicht unterliegen noch bei 

Nichtbeachtung mit einer Quellensteuer von 30% belegt werden können. 

 

Wichtig ist dem ASIP die damit verbundene Rechtssicherheit für die gesamte Vorsorgewelt, 

insbesondere für seine Mitglieder. Der ASIP unterstützt deshalb die Bestimmung in der 

geplanten Verständigungsvereinbarung, die vorsieht, dass künftige Änderungen der Regeln 

der USA für die Schweizer Finanzinstitute, demzufolge auch für die Vorsorge- und 

Freizügigkeitseinrichtungen, nur dann anwendbar sein sollen, wenn sie dem FATCA-

Abkommen nicht widersprechen. 

 

Der Status mit Staatsvertrag ist für die Schweizer Pensionskassen und ihre Versicherten 

erheblich besser als der Status ohne Staatsvertrag. Bei vertragslosem Zustand würde den 

Staatssekretariat für 
internationale 
Finanzfragen SIF 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 

http://www.asip.ch/
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Pensionskassen, welche insgesamt rund 17% ihrer Anlagen in den USA (CHF 120 Mia.) 

tätigen, aufgrund ihrer Informationspflicht gegenüber der US-Steuerbehörde hinsichtlich der 

Versicherten mit amerikanischer Staatsbürgerschaft oder Green Card ein zusätzlicher, mit 

hohen Verwaltungskosten verbundener administrativer Aufwand entstehen. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

A S I P 

Schweizerischer Pensionskassenverband 

 

 

 

Christoph Ryter Hanspeter Konrad 
Präsident Direktor 
 

 

 

 

 

 

 

 
 

 



FATCA-Abkommen (Foreign Account Tax Compliance Act) und Entwurf des 
Bundesgesetzes über die Umsetzung des FATCA-Abkommens – 
Stellungnahme der Auslandschweizer-Organisation  

Die Auslandschweizer-Organisation (ASO) ist eine private Stiftung, welche die Interessen

der rund 715'000 im Ausland lebender Schweizerinnen und Schweizer vertritt.

Seit mehreren Jahren ist die ASO besorgt über die Situation der Auslandschweizerinnen und

-schweizer, die infolge des Wirbels rund um den Schweizer Finanzplatz keine

Bankverbindung in ihrem Heimatland mehr aufrechterhalten können. Besonders betroffen

sind die in den USA lebenden Schweizerinnen und Schweizer. Viele von ihnen sahen sich

damit konfrontiert, dass ihre Konten geschlossen und ihre Titel im ungünstigsten Moment

auf den Finanzmärkten verkauft wurden. Diese Art der Beendigung langjähriger

Bankbeziehungen wurde von vielen Betroffenen als Kappen der Bande zu ihrem Heimatland

empfunden. Einige unter ihnen, sind aber darauf angewiesen, ein Konto in der Schweiz

haben zu können, etwa weil sie eine Liegenschaft besitzen, die sie geerbt haben und die mit

einer Hypothek belastet ist, weil sie in der Schweiz eine Rente erhalten oder weil sie

beispielsweise Krankenkassenprämien zu bezahlen haben.

Der Auslandschweizerrat (ASR) hat sich mehrmals mit dieser Frage befasst und zu diesem

Thema verschiedene Resolutionen verabschiedet. So verlangte er 2009 «von den Banken, 

dass Schweizerbürger im Ausland, die in der Schweiz legal erworbene Vermögenswerte 

haben oder Liegenschaften geerbt haben, die allenfalls mit Hypotheken belastet sind, oder 

eine Rente beziehen, weiterhin ein Konto bei einer Schweizer Bank unterhalten und 

Bankbeziehungen in ihrer alten Heimat pflegen können».  

Da sich an der Situation nichts geändert hatte, verabschiedete der ASR 2012 eine neue

Resolution mit folgendem Wortlaut: «Für den Auslandschweizerrat ist es inakzeptabel, vor 

allem in Anbetracht der zunehmenden Mobilität, dass Personen, welche ihre Guthaben 

deklarieren, also die Steuergesetze ihres Wohnsitzlandes respektieren, keine 

Bankbeziehungen in ihrem Herkunftsland mehr unterhalten können oder nur zu überhöhten 

Gebühren. Er verwahrt sich gegen jede Diskriminierung aufgrund des Wohnorts oder in 

Form einer hohen Mindesteinlage, welche die meisten Auslandschweizer ausschliesst. Der 

Auslandschweizerrat ruft Banken und Behörden auf, Lösungen zu unterbreiten, welche es 

unseren Mitbürgern im Ausland, die sich an die Steuergesetze halten, ermöglichen, in der 

Schweiz Bankbeziehungen zu vernünftigen Bedingungen zu pflegen.»  

Für die ASO ist es eine Selbstverständlichkeit, dass sich die im Ausland lebenden

Schweizerinnen und Schweizer an die Gesetze ihres Wohnlandes halten müssen, also auch

an die Steuergesetze. Insofern als sie in Sachen Steuerpflichten eine Quasi-Transparenz

ermöglichen, sollten das FATCA-Abkommen und das dazugehörige Anwendungsgesetz

allfällige Zweifel hinsichtlich der Einkommens- oder Vermögensdeklaration in den USA

zerstreuen. Weil die Einkommensdeklaration durch dieses Abkommen gewährleistet wird,

ist die ASO der Ansicht, dass die Finanzinstitute, die gemäss FATCA als ausländische

Finanzinstitute (Foreign Financial Institutions, FFI) definiert sind, keinen Grund mehr haben,

Auslandschweizerinnen und -schweizern die Eröffnung oder Beibehaltung von Konten zu

verweigern, genauso wie die als FATCA-konform geltenden Finanzinstitute Amerikanerinnen

und Amerikaner, die in der Schweiz wohnhaft sind, nicht mehr diskriminieren dürfen. FATCA



könnte also unserers Erachten eine Lösung für die Probleme der in den USA lebenden

Schweizerinnen und Schweizer darstellen.

Die Umsetzung von FATCA wird sehr wahrscheinlich höhere Kosten für die Banken nach

sich ziehen, was sich auf die Kontoführungsgebühren auswirken könnte, die den

Kontoinhaber/innen verrechnet werden. Auch diesbezüglich plädierte der

Auslandschweizerrat stets für angemessene statt unbezahlbare Gebühren und verlangt,

dass FATCA nicht als Vorwand für eine Erhöhung der Bankspesen diene. Die

Auslandschweizerinnen und -schweizer müssen zu erschwinglichen Tarifen

Bankbeziehungen eröffnen und unterhalten können.

Die ASO widmet der Frage der internationalen Stellung der Schweiz allgemein grosse

Aufmerksamkeit und ist besonders an einer in dieser Hinsicht starken Schweiz interessiert.

Auslandschweizerinnen und -schweizer sind nämlich oft direkt betroffen von den

Bestimmungen in den internationalen Abkommen, die ihnen, wenn sie gut ausgehandelt

sind, Schutz und Rechtssicherheit geben. Für die ASO ist es deshalb wichtig, die Probleme,

die sich stellen könnten, zu antizipieren und ohne Druck durch die Tagesaktualitäten auf

internationaler Ebene zu verhandeln. Zu einer Zeit, in der extraterritoriale Rechte stark im

Zunehmen begriffen sind, ist dies umso wichtiger.

Vom Auslandschweizerrat mit Mehrheit verabschiedet am 16. März 2013. 



 

  

 
 
 
Paudex, le 8 mars 2013 
ASN/ra 
 
 
 
Procédure de consultation accélérée concernant l’accord FATCA et le projet de 
loi fédérale sur l’application de l’accord FATCA (loi d’application) : 
Réponse à la consultation 
 
 
Madame, Monsieur, 
 
Nous avons pris connaissance avec intérêt de l’objet cité sous rubrique qui a retenu 
toute notre attention et nous permettons de vous faire part de notre position à ce 
sujet. 
 
Compte tenu de l’importance de l’accord FATCA, nous nous étonnons toutefois de la 
brièveté du rapport explicatif du Conseil fédéral, qui paraphrase le contenu de l’accord 
et de ses annexes et n’aborde pas, de manière concrète, les conséquences que cette 
convention entraînera pour les établissements financiers suisses.  
    

 
I. Remarques générales 

 
Les Etats-Unis sont l’unique pays qui consacre l’assujettissement à l’impôt en 
raison de la citoyenneté. En promulguant, en 2010, le Foreign Account Tax 
Compliance Act (FATCA), le gouvernement américain a dès lors imposé, à 
l’échelle mondiale, l’application de son droit fiscal interne. La Suisse n’est donc, 
pour une fois, pas la cible d’attaques à l’encontre de son secret bancaire et de 
son système fiscal. 
 
Notre pays a même su donner un signe positif à son partenaire étatsunien en 
étant l’un des premiers Etats à entamer des discussions et à parvenir à un 
accord en vue de la mise en œuvre de FATCA. Cependant, nous reconnaissons 
que, pour permettre à nos établissements financiers de poursuivre leurs activités 
sur le marché américain, le Conseil fédéral ne disposait d’aucune marge de 
manœuvre vis-à-vis de ses homologues étatsuniens et que, partant, un accord 
du type de celui qui a été conclu était inéluctable.  
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Ce compromis trouvé avec les Etats-Unis permet certes la simplification d’un 
système d’une complexité extrême, mais se révèle néanmoins défavorable pour 
la Suisse.  
 
 

II. Remarques particulières 
 
 
A. L’atteinte à la souveraineté 
 
 La promulgation de la législation FATCA constitue une décision unilatérale du 

gouvernement Obama qui déploie des effets extraterritoriaux, dans la mesure 
où les contribuables américains sont redevables de l’impôt sans égard à leur 
lieu de résidence. Nous constatons donc que les Etats-Unis portent atteinte à 
la souveraineté fiscale dont jouissent les cantons et la Confédération.  

 
 Il est toutefois intéressant de relever que cette situation déplorable – bien qu’à 

notre sens inévitable – intervient au moment où le Département fédéral de 
justice et police (DFJP) met en consultation l’avant-projet de la loi fédérale sur 
la collaboration avec des autorités étrangères et la protection de la 
souveraineté suisse.  

 
 Nous rappelons qu’il est essentiel que le Conseil fédéral continue de défendre 

le droit qui appartient à chaque Etat d’agir et de légiférer en toutes 
indépendance et autonomie. Il serait en effet hautement regrettable que la 
conclusion de l’accord FATCA crée un précédent et que d’autres pays, voire 
par exemple l’Union européenne, se fondent sur cette convention pour 
contraindre la Suisse à renoncer à sa souveraineté en matière de fiscalité ou 
dans tout autre domaine.  
 
 

B. Des charges supplémentaires pour les établissements financiers suisses 
 

Le surcroit de travail afférent à l’identification des clients qualifiés de 
personnes américaines et au suivi lié au mécanisme FATCA, de même que la 
mise en place de systèmes administratif et informatique internes aux 
établissements financiers suisses entraîneront des coûts extrêmement élevés. 
Comme nous l’avons souligné en préambule, nous regrettons que le 
Département fédéral des finances (DFF) n’ait pas chiffré ces conséquences 
financières. 
 

 Par ailleurs, nous déplorons la volonté croissante, affichée depuis quelque 
temps par les autorités suisses, de se décharger de la responsabilité de 
prélever les contributions auprès des assujettis. La modification de 
l’ordonnance du DFF sur l’imposition à la source dans le cadre de l’impôt 
fédéral direct en est l’exemple le plus récent.  

   
 En signant l’accord FATCA, la Suisse participe, de fait, à la lutte des autorités 

américaines contre la fraude fiscale, mais elle engage également les 
établissements financiers non participants à assumer un rôle de percepteur 
pour le compte de l’Internal Revenue Service (IRS). Cette nouvelle fonction 
qui leur échoit est d’autant plus choquante qu’elle est effectuée pour le 
compte d’un fisc étranger, étatsunien en l’occurrence.       

  
 
C. L’avenir du secret bancaire 
  
 La Suisse s’est jusqu’à maintenant refusée à renoncer au secret bancaire, 

pilier de notre système fiscal. Cependant, nous relevons que, quand bien 
même l’accord FATCA n’instaure pas d’échange automatique de 
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renseignements, il vide le secret bancaire de sa substance et peut dès lors 
être considéré comme un substitut à la transmission de données. De ce point 
de vue également, nous redoutons que cette convention soit invoquée par 
d’autres Etats pour fonder leurs prétentions à obtenir des informations 
complètes des établissements financiers, et en particulier bancaires.  

 
 

III. Conclusions 
 
Tout en le déplorant, nous prenons acte de l’absence de choix à laquelle s’est 
trouvé confronté le Conseil fédéral dans les négociations relatives à la mise en 
œuvre de la législation américaine FATCA.  

 
Pour les motifs évoqués ci-dessus, nous n’accueillons que peu favorablement 
l’accord conclu avec les Etats-Unis ainsi que le projet de loi fédérale sur 
l’application de l’accord FATCA. Cependant, nous saluons les efforts consentis 
par notre gouvernement pour parvenir à une solution qui permette aux 
établissements financiers suisses de bénéficier d’une relative réduction de la 
complexité et des coûts de mise en application de FATCA. 
  

  
* * * * * * 

 
 
Nous vous remercions de l’attention que vous porterez à la présente et vous prions de 
croire, Madame, Monsieur, à l’assurance de nos sentiments distingués. 

 
 
 

Centre Patronal 

 
Anne-Sophie Narbel 
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15. März 2013 
 
 
Vernehmlassung zum Abkommen zwischen der Schweiz und den USA zur erleichterten 
Umsetzung von FATCA und Entwurf für ein Bundesgesetz über die Umsetzung dieses 
Abkommens 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 14. Februar 2013 haben Sie uns eingeladen, zum Abkommen zwischen der 
Schweiz und den USA zur erleichterten Umsetzung von FATCA sowie zum Entwurf für ein 
Bundesgesetz über die Umsetzung dieses Abkommens Stellung zu nehmen. Für diese Möglichkeit 
danken wir Ihnen.  
 
 
Zusammenfassung 
 
Vor dem Hintergrund, dass FATCA auch ohne Zustimmung der Schweiz per 1. Januar 2014 
eingeführt wird, unterstützt economiesuisse das ausgehandelte FATCA-Abkommen gemäss 
Modelltyp 2. Mit dem Abkommen können die Umsetzungskosten der Finanzinstitute wesentlich 
gesenkt werden. Ausserdem enthält das Abkommen Konzessionen (bspw. Ausnahmeregelung 
für regional tätige Banken sowie zur Altersvorsorge) gegenüber der Schweiz, was von 
economiesuisse begrüsst wird.  
 
 
1. Allgemeine Bemerkungen 

 
Im März 2010 wurde in den USA das neue Gesetz „Foreign Account Tax Compliance Act“ (FATCA) 
verabschiedet. Ziel dieses neuen Gesetzes ist, dass sämtliche im Ausland gehaltene Konten von 
Personen, die in den USA steuerpflichtig sind, besteuert werden. FATCA – als extraterritoriale 
Anwendung von US-amerikanischen Steuerrecht – verlangt grundsätzlich von allen ausländischen 
Finanzinstituten, dass sie dem amerikanischen Fiskus periodisch und automatisch die Identität und 
Vermögenswerte der von ihnen betreuten US-Kunden melden. Um solche Meldungen durchführen zu 
können, müssen die Finanzinstitute die Zustimmung ihrer Kunden einholen. Stimmt ein Kunde dem 
nicht zu, muss das Finanzinstitut einem solchen Kunden auf seine sämtlichen aus den USA 
stammenden Zahlungen eine Quellensteuer von 30 Prozent erheben.  
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Vernehmlassung zum Abkommen zwischen der Schweiz und den USA zur erleichterten Umsetzung 
von FATCA und Entwurf für ein Bundesgesetz über die Umsetzung dieses Abkommens 
 

Die Umsetzung der Bestimmungen von FATCA führt weltweit zu hohem Aufwand und rechtlichen 
Unsicherheiten. FATCA greift auch mit extensiven extraterritorialen Auswirkungen in die Souveränität 
anderer Staaten ein. Wegen der zentralen Rolle der USA im Finanzwesen können sich andere Länder 
der Regelung nicht entziehen. Die Schweiz ist mit ihrer grossen internationalen Verflechtung 
insbesondere auch gegenüber den USA, besonders betroffen. Die Ablehnung von FATCA durch die 
Schweiz wäre für den Schweizer Finanzplatz mit gewichtigen Nachteilen verbunden. Die prohibitive 
Strafsteuer bzw. Quellensteuer in der Höhe von 30 Prozent auf sämtlichen Einkünften aus US-
Wertschriften und die wahrscheinliche Konsequenz, dass ausländische Finanzinstitute mittelfristig ihre 
Geschäftsbeziehungen zu schweizerischen Finanzinstituten beenden werden, hätten einen Ausschluss 
vom grössten Kapitalmarkt der Welt zur Folge.   
 
Die Schweiz hat mit den USA ein FATCA-Abkommen nach Modelltyp 2 ausgehandelt. Im Gegensatz 
zu Modelltyp 1 beinhaltet der Modelltyp 2 formal keine automatischen Informationslieferungen, ist 
jedoch in der Wirkung faktisch sehr nahe daran. Die US-Behörden können via Amtshilfegesetz in Form 
von Gruppenanfrage Daten von nichtkooperativer Kunden einfordern.  
 
Da das Abkommen zwischen der Schweiz und den USA bereits ausgehandelt und unterschrieben 
wurde, kann im Rahmen dieser Vernehmlassung de facto nur eine Stellungnahme zum 
Umsetzungsgesetz gemacht werden und nicht zum Abkommen an sich. 
 
 
2. Position economiesuisse 
 
Die USA wird FATCA ab dem 1. Januar 2014 einführen. Unabhängig von einem Abkommen Schweiz-
USA (FATCA-Abkommen) werden Schweizer Finanzinstitute FATCA umsetzen müssen, sofern sie 
weiterhin Zugang zum US-Finanzmarkt haben möchten. Das zwischen der Schweiz und den USA 
abgeschlossene FATCA-Abkommen bringt für Schweizer Finanzinstitute immerhin den Vorteil einer 
einfacheren Umsetzung. Ohne Abkommen müssen Schweizer Finanzinstitute zwecks Umsetzung von 
FATCA ausschliesslich auf US-Recht abstellen (US-Gesetz FATCA und die in diesem Zusammenhang 
am 17. Januar 2013 publizierten Ausführungsbestimmungen des US Treasury, sog. Regulations). Das 
Abkommen hat ausserdem den Vorteil, dass alle Schweizer Finanzintermediäre FATCA 
implementieren. Dadurch ist eine FATCA-konforme Zusammenarbeit unter den Schweizer Banken 
gewährleistet. Dies ist im Einklang mit der Weissgeldstrategie des Bundes. 
 
Vor diesem Hintergrund sowie nach Konsultation seiner Mitgliedorganisationen stimmt economiesuisse 
dem Abkommen und dem Bundesgesetz zu. Wir begrüssen, dass zwischen der Schweiz und den USA 
ein Staatsvertrag (nach Modell 2) zur erleichterten Umsetzung von FATCA unterzeichnet werden 
konnte. Dank des Staatsvertrags reduzieren sich die Komplexität und die Kosten, die aus dem 
unilateralen US-Gesetz FATCA entstehen. Insbesondere findet kein direkter Austausch von 
Informationen zwischen nationalen und US-Behörden statt. Stattdessen geben Schweizer 
Finanzintermediäre Informationen, die US-Kunden betreffen, direkt an US-Behörden weiter. Das 
ausgehandelte Modell 2 trägt damit den Besonderheiten der Schweiz Rechnung und unterscheidet sich 
darin von Modell 1, das in zahlreichen EU-Ländern zur Anwendung kommt. Auslegungsfragen werden 
in einem Memorandum of Understanding zwischen der Schweiz und den USA aufgenommen. 
 
 
  



Seite 3 
Vernehmlassung zum Abkommen zwischen der Schweiz und den USA zur erleichterten Umsetzung 
von FATCA und Entwurf für ein Bundesgesetz über die Umsetzung dieses Abkommens 
 

Positiv bewerten wir insbesondere, dass gewisse Konzessionen gegenüber der Schweiz gemacht 
wurden, so z.B. dass lokal und regional tätige Banken als FATCA-konform gelten, sofern die 
Vermögenswerte von in der Schweiz und in den EU ansässigen Kunden mehr als 98 Prozent der 
gesamten verwalteten Vermögen ausmachen. Begrüssenswert sind zudem folgende Punkte des 
Abkommens: 
 

 Ausnahmeregelung für die 1. und 2. Säule sowie die Säule 3a; 
 Erleichterung bzw. Präzisierungen bei den für Schweizer Finanzinstitute massgebenden 

Sorgfaltspflichten bei der Kundenidentifikation und –dokumentation; 
 Behandlung von gewissen Kollektivanlagevehikel als FATCA-konform erachtete, registrierte 

Finanzinstitute; 
 Aufschub der FATCA-Quellenbesteuerungserhebung auf Zahlungen zugunsten US-Konten 

ohne Zustimmungserklärung. 
 
Hinsichtlich des Bundesgesetzes zur Umsetzung von FATCA ist darauf zu achten, dass die 
Regelungen von FATCA auf möglichst effiziente Art und unter Sicherstellung der Rechtssicherheit 
umgesetzt werden. Die neuen Regelungen dürfen nicht für andere bzw. weitere Zielsetzungen 
missbraucht werden und sind diesbezüglich klar zu definieren.  
 
Für materielle Anmerkungen und technische Details – insbesondere zu den einzelnen Artikeln – 
verweisen wir auf die Vernehmlassungsantworten der Schweizerischen Bankiervereinigung, der 
Vereinigung der Schweizerischen Privatbankiers, der SIX Group AG sowie des Schweizerischen 
Versicherungsverbands. Wir bitten Sie, diese Stellungnahmen für die weiteren Arbeiten zu 
berücksichtigen.  
 
Wir danken Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit, die Sie unserer Eingabe entgegenbringen.  
 
 
Freundliche Grüsse 
economiesuisse 

 

 
 

Thomas Pletscher 
Mitglied der Geschäftsleitung 

Dr. Frank Marty 
Mitglied der Geschäftsleitung 

 



   
 

 

  

 
    

  
   

  
  

     
 

               

    

             
              

               
                  

 

               
              

                  
                

                 
     

                
               

                 
               

             
          

              
              

              
       

          

              



 

             
  

               
          

 
   

  



      
      

      
      

    

  
     

  
 

    

    

     

           
             

           
  

  

     

  
     

   

        
           

   



Von: Caroline Kindler

An: Frohofer Silvia SIF; Hess Eric SIF

Cc: Dr. Martin Neese

Betreff: Vernehmlassung zum FATCA sowie zum Umsetzungsgesetz

Datum: Freitag, 1. März 2013 10:26:27

Sehr geehrte Frau Frohofer
Sehr geehrter Herr Hess
 
Besten Dank für die Einladung mit Schreiben vom 14. Februar 2013 zur Einreichung einer
Stellungnahme zum Foreign Account Tax Compliance Act (FATCA).
 
Bei der Prüfung der Unterlagen stellte das Forum SRO fest, dass der Handlungsspielraum im
Rahmen der Vernehmlassung nur noch gering ist, da lediglich das Umsetzungsgesetz zum
Abkommen abgeändert werden kann, das Abkommen selbst jedoch kaum. Ferner ist die Materie sehr
komplex: Eine fundierte Stellungnahme würde eine vertiefte Einarbeitung voraussetzen, welche
innerhalb der angesetzten Frist kaum zu bewältigen wäre. Da das FATCA schliesslich kein
Kernthema für das Forum SRO darstellt und als „kleinstes Übel“ erachtet wird, beschloss das Forum
SRO, zu dieser Vorlage keine Stellungnahme auszuarbeiten.
 
Mit freundlichen Grüssen
 
Caroline Kindler, Geschäftsführerin Forum SRO
lic. utr. iur., LL.M.
Legal & Compliance
VQF
Verein zur Qualitätssicherung
von Finanzdienstleistungen
Baarerstrasse 112, Postfach
6302 Zug
------------------------------------------
Tel  +41 (0)41 - 763 28 20
Fax +41 (0)41 - 763 28 23
e-mail caroline.kindler@vqf.ch
Web-Site www.vqf.ch

 
Der VQF übernimmt keinerlei Gewährleistung für Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der in dieser E-Mail samt Anhängen
dargestellten Inhalte. Diese dienen ausschliesslich dem persönlichen Gebrauch. Der VQF weist ausserdem darauf hin, dass
jegliche Form des elektronischen Datenverkehrs unsicher ist; er kann fehlerhaft erfolgen oder von Dritten abgehört und manipuliert
werden. Auch für hieraus entstehende Schäden lehnt der VQF jegliche Haftung ab. Die in dieser E-Mail samt Anhängen enthaltenen
Inhalte sind vertraulich und dürfen ohne schriftliche Zustimmung des VQF nicht kopiert oder in anderer Weise vervielfältig und
Dritten zugänglich gemacht werden. Sollten Sie diese E-Mail oder  Anhänge dazu irrtümlicherweise erhalten haben, bitten wir Sie,
uns zu benachrichtigen und sowohl die E-Mail als auch die Anhänge zu löschen. Eine Weiterverwendung ist in jedem Falle
untersagt. Für Schäden, die aus dem fehlerhaften Versand von E-Mails und Anhängen entstehen können, lehnt der VQF jegliche
Haftung ab.

 
 
 

mailto:caroline.kindler@vqf.ch
mailto:/O=INTRAORG/OU=EFD/cn=Recipients/cn=U80726645
mailto:/O=INTRAORG/OU=EXCHANGE ADMINISTRATIVE GROUP (FYDIBOHF23SPDLT)/CN=RECIPIENTS/CN=Hess Eric47d
mailto:neese@nhszug.ch
mailto:caroline.kindler@vqf.ch
http://www.vqf.ch/


Eidgenössisches Finanzdepartement
Bundesgasse 3
CH-3003 Bern

Zuständig Francis Beyeler
Tel. Nr. 031 320 22 69
E-Mail francis.beyeler@irv.ch

Bern, 4. März 2013

Stellungnahme des Interkantonalen Rückversicherungsverbandes IRV zur
Vernehmlassung zum FACTA-Abkommen und zum Entwurf des geplanten Bundes-
gesetzes betreffend die Umsetzung des FACTA-Abkommens (Umsetzungsgesetz)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 14. Februar 2013 haben Sie den Interkantonalen Rückversicherungsverband
(IRV) eingeladen, zum FACTA-Abkommen und dem dazugehörigen Bundesgesetz Stellung zu
nehmen. Wir danken Ihnen, dass Sie uns in den Kreis der Anhörungsadressaten aufgenommen
haben.

Der IRV ist das Dienstleistungs- und Kompetenzzentrum der neunzehn Kantonalen Gebäudever-
sicherungen (KGV) für Fragen und Aktivitäten im Bereich Rückversicherungen. Der IRV ist eine
öffentlich-rechtliche Körperschaft und auch kein Finanzinstitut im Sinne des Abkommens, somit
von dem zur Diskussion stehenden Abkommen nicht betroffen. Ebenso sind unsere Mitglieder, die
KGV, allesamt öffentlich-rechtliche Unternehmen und keine Finanzinstitute im Sinne des Abkom-
mens.

Aus diesen Gründen enthalten wir uns einer Stellungnahme zum FACTA-Abkommen und zum
Entwurf des geplanten Umsetzungsgesetzes.

Bei allfälligen Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung

Freundliche Grüsse

Interkantonaler
Rückversicherungsverband
Vizedirektor/CFO Leiter Rechtsdienst

Roland Birrer Francis Beyeler







Von: Jörg Fritz (ENTB)

An: SIF-Vernehmlassungen

Cc: Schwegler Pius (ENTA); Gutzwiller Jürg (RBAH); Burgener Ewald (VAB); Koch Daniel (ENTB)

Betreff: AW: Vernehmlassungsverfahren FATCA

Datum: Donnerstag, 7. März 2013 16:20:56

Sehr geehrte Damen und Herren
 
Als Dachorganisation der Regionalbanken ist die RBA-Holding in den zuständigen Gremien der
 Schweizerischen Bankiervereinigung vertreten. Deren Stellungnahme zum FATCA-Abkommen und
zum Entwurf des Umsetzungsgesetzes schliessen wir uns an.
 
Für Ihre Einladung zur Stellungnahme danken wir Ihnen.
 
Freundliche Grüsse

Fritz Jörg

_________________________________________________________

Fritz Jörg

Leiter Corporate Governance
Mitglied der Direktion
T +41 31 660 44 20, F +41 31 660 44 55
Fritz.Joerg@entris-banking.ch

Entris Banking AG
Banking & Services, Legal, Compliance & Quality
Mattenstrasse 8, CH-3073 Gümligen
T +41 31 660 11 11, F +41 31 660 15 25
info@entris-banking.ch, www.entris-banking.ch

Entris Banking Service Desk
T +41 31 952 27 27 (deutsch)
T +41 31 952 27 28 (français)

Diese E-Mail ist ausschliesslich fuer den/die obgenannten Empfaenger bestimmt. Da die
Vertraulichkeit von E-Mail-Kommunikation nicht gewaehrleistet werden kann, lehnen wir jede
Verantwortung fuer Geheimhaltung und Unversehrtheit dieser Nachricht ab. Wenn Sie diese E-Mail
aufgrund eines Fehlers/Zufalls erhalten haben, bitten wir Sie, uns dies per E-Mail oder telefonisch so
schnell wie moeglich mitzuteilen und die E-Mail zu loeschen. Danke.

 
 
 
 
 

 

Von: kathrin.bachofner@sif.admin.ch
[mailto:kathrin.bachofner@sif.admin.ch] 
Gesendet: Donnerstag, 14. Februar 2013 11:49
An: info@bvger.admin.ch; info@alternative-zug.ch; mail@bdp.info;
office@berne-x.com; info@csp-pcs.ch; info@cvp.ch;
info@economiesuisse.ch; bern@economiesuisse.ch; info@edu-schweiz.ch;
vernehmlassungen@evppev.ch; grob@fdp.ch; hofer@fdp.ch; neese@nhs.ch;
sekretariat@gbbern.ch; gruene@gruene.ch; schweiz@grunliberale.ch;
mail@vkf.ch; info@kvschweiz.ch; Info RBA-Holding (RBAH); info@sgb.ch;
info@treuhandsuisse.ch; hannes.glaus@bratschi-law.ch; office@sba.ch;
snb@snb.ch; info@sgv-usam.ch; info@svv.ch; direktion@bger.ch;
vernehmlassung@six-group.com; verena.loembe@spschweiz.ch;
info@svp.ch; info@svsp-verband.ch; office@sfa.ch; sh@swissholdings.ch;

mailto:Fritz.Joerg@entris-banking.ch
mailto:Vernehmlassungen@sif.admin.ch
mailto:Pius.Schwegler@entris-audit.ch
mailto:Juerg.Gutzwiller@holding.rba.ch
mailto:Ewald.Burgener@valiant.ch
mailto:Daniel.Koch@entris-banking.ch












     

     
    

            
          

        
 

        
 

            
 

  

 

       
      

         
          

             
           

          
             

           
              
        

           
               

        

          
         

             
          

           
           
                

            
            

         
              

          
      

           
          



            
              

        
            

                
              

               
               
              

              

           
            

           
               

          
              

        
           

           
          

          
           

     

              
             

             
          

            
             

      

      

           

             
         

          
        

 
          

          
          
           

            
      

         



         
         

        
            
          

     
    

           
        

      
 

         
         

           
        

            
           

         
         

          
 

           
             

       
       

            
          

         
            

        
          

          
      

          
          

         
         

      
         

        
          

         
          

          
          
    

            
       

          
         



     
           

         
        

       
             

          
         

        
          

     
       

          
   

        
         

         
          

        
          

          
        

            
          

        
          

         
          

           
        

        
     

         
        

        
           

           
        

        
        

           
        

        
     

  

      
 



  
    

         
       

        
         

        
          

          
        

        
      

  
         

        
       
          
          

         
         
     

         
          

          
        

       
   

       
       
         

       
        

         
     

          
          

     
       
           

          
       

     
              

           
       

        
         

          
           



         
        

          
           

           
     

            
           

          
          

           
         

      
          
            
     

            
        

           
         

         
         

           
         
           

         
             

         

        
          

           
     

              
            

            
         

              
           

         
               

          
          

 

            
        
           



             
          

            
             
        

        
            

             
          

   

           
       

            
           

           
       

               
        

            
           

  
          

 
  

     
           

            
          

   

        
              

            
        

            
          

         
           

            
  

            
         

           
          

             
          

          
           



          
           
         

         
                

    

              
          

         
      

         
       

          
           

         
           

           
           

         
         

          
          

         
             

       
        

              
          

    

           
             

              
              

         
 

           
             

             
             
              

           
         

         
          

         
         

        



            
       

 
             

          
       

            
       

          
            

          
          

            
           

   
   

   
        

       
       

            
         

           
 

    
   

          
          

         
          

          
  

          
          

          
 

          
    

        
  

             
          

          
         



           
      

             
    

             
         

       
           

     

         
 

          
 

  

            
          

        
       

        
      

       
       

        
         

        
         

           
     

            
            

           
             

         
              

            
              

            
               

          
      

          
          

    



          
          

           
          

          
            

              
            

            
        

         
            

          
            

             
          

              
       

           
          

         
             

             
          

            
         

         
         

            
          

         
            

  

          
         

     

          
           

          
          

             
             

            
         

            
    



            
           

          
       

         
       

               
         

           
           
          
   

          
           

         
        

            
            

          
          

          
          

            
         

        
        

             
     
        
          

          
          

          
          

          
           

           
          

         
           

             
          

        
      

        



        
    

           

            
         

          
         

          
              
            

 

             
            

          
            

             
         

            
           

          
          

            
           

        
            

         
           

             
          

       
          

       
           

          
              

            
         

           
            

            
          

           
             

             
        



            
        

          
      

          
  
         

            
        
      

        
         

           
      

         

        
         

          
       

          
         

       
         
          

           
             

       
       

    
           

         
              

         
          

         
        

       
          

        
         

            
        

            
      

        
            

        

 



        
        

   

          
          

             
        
            

         
          

            
          

         
          

          
            

           
         

         
         

          
           

           
          

     

              
           

         
          

            
          

             
            

          
    

              
         

           
        

            
            

         
             

         
         



   
          

 
           
          

          
         

         
           

          
       

         
        
         

              
        

      

    



 

 

Vernehmlassung zum FATCA-Abkommen und zum Entwurf des geplanten Bundesgesetzes 

betreffend die Umsetzung des FATCA-Abkommens (Umsetzungsgesetz) 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Einladung zur Stellungnahme zum Abkommen und zum Entwurf des 

Umsetzungsgesetzes. 

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund SGB vertritt die Position, dass der Schweizer Finanz-

platz nur versteuertes Geld verwalten darf. Über den Finanzplatz dürfen keine Steuern hinterzo-

gen werden. Die Regeln für den Finanzplatz müssen so ausgestaltet sein, dass das gewährleistet 

ist.  

Das FATCA-Abkommen ist ein weiterer, wichtiger Schritt in diesem Prozess. Das Regelwerk wird 

nicht nur in der Schweiz, sondern auch in anderen Ländern zu mehr Transparenz führen und 

Steuerhinterziehung verhindern. Die Verwaltung von „Schwarzgeld“ dürfte auch auf anderen, 

namentlich europäischen Finanzplätzen spürbar an Bedeutung verlieren. Wenn beispielsweise 

EU-Mitglieder den USA einen Informationsaustausch gewähren, werden sie das auch den ande-

ren EU-Staaten gewähren müssen.  

Für den SGB steht im Vordergrund, dass sich die Schweizer Banken weiterhin so rasch als mög-

lich aus der Verwaltung von „Schwarzgeld“ zurückziehen. Das wird in der Praxis mit beiden FAT-

CA-Modellen der Fall sein. Aus prinzipiellen Überlegungen würde der SGB zwar das Modell I be-

fürworten, welches eine vollständige Offenlegung der US-Kundenbeziehungen und einen Infor-

mationsaustausch über die Behörden verlangt sowie eine Reziprozität beinhaltet. Doch auch das 

Modell II, welches eine Offenlegung durch die Banken mit Einverständnis des US-Kunden sowie 

Gruppenanfragen für die übrigen US-Kunden vorsieht, dürfte in Wirklichkeit weitgehend densel-

ben Effekt haben. Die Schweizer Banken ziehen sich bereits heute aus dem Geschäft mit unver-

steuerten US-Vermögen zurück. Unter beiden Modellen wird sich diese Entwicklung fortsetzen. 

Der Vorteil von Modell II ist, dass es bereits unter den heutigen Schweizer Gesetzen umsetzbar 

ist. Damit der Rückzug der Banken aus dem Geschäft mit unversteuerten US-Vermögen unum-

kehrbar wird, sollte die Schweiz deshalb FATCA rasch über das Modell II einführen. Wenn die 

Bern, 15. März 2013

Frau Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf 

Vorsteherin 

des Eidgenössischen Finanzdepartements 

und Staatssekretariat für internationale  

Finanzfragen - SIF  

Bundesgasse 3 

3003 Bern 

 

via E-Mail an  

vernehmlassungen@sif.admin.ch 

 

         
         

 
   

  
   

   





 

  
 

 

     

 
 

     

    
     

     
     

             
             
           

   

             
           

                
              

              
          
           

            
          

  

              
             
               

                 
  

          
           

            
             

              
           

         

              
                  

 





 

  
  

  
  

    

         
          
     

     

  
  

  

 
  
  

     
 

 
  

     
 

              
    

  

            
              
          

             
           

             
             

             
            

        

             
            

          

            
            

            
              

           
     

 



 

 

              
               
            

 
              

          
            

          
            

    

              
              

              
        

 
                
              

           
            

             
         

      

     
              

           
            
         
             

            
              
     

          
                

              
           

            
           

           
             

            
                

            

 





 

 
      

   

   

     

  

  

    

  

  

    

   

            

            
        

            
   

          
     

                   
          

           
   

                 
           

   
                          

                   



 

           
       

      

              
          

           
         
   

           
         

             
     

          
             
     

           
              

          
              

           

            
             

   

        
           

 

       

           

       



 

          
     

           
             

   

      

          

         

            
           

        
    

              
             

        
          

           
           

             
           

          

           
           

       





  

Dufourstrasse 49  Postfach  CH-4002 Basel  Tel. +41 (0)61 278 98 00  Fax +41 (0)61 278 98 08 
 www.sfa.ch  office@sfa.ch 

 
 
 
 
 Eidg. Finanzdepartement 
Versand per E-Mail an: Staatssekretariat für Internationale 
vernehmlassungen@sif.admin.ch  Finanzfragen SIF 
 Vernehmlassungen 
 Bernerhof 
 3001 Bern 
 
 
 
 
 
 Basel, 15. März 2013/SHE 
 
 
 
 
Verkürzte Vernehmlassung zum FATCA-Abkommen und zum Entwurf des 
geplanten Bundesgesetzes betreffend die Umsetzung des FATCA-Abkommens 
(Umsetzungsgesetz) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 14. Februar 2013 hat uns die Vorsteherin des Eidg. Finanzdepartements, 
Frau Eveline Widmer-Schlumpf, im Rahmen der obigen Vernehmlassung eingeladen, zum 
FATCA-Abkommen und zum Entwurf des Umsetzungsgesetzes Stellung zu nehmen. Wir 
danken für die Gelegenheit zur Meinungsäusserung und nehmen diese gerne wahr. 
 
Schweizerische Finanzinstitute sind – unabhängig davon, ob die Schweiz mit den USA ein 
Abkommen abschliesst oder nicht – gezwungen, FATCA umzusetzen, weil sie es sich aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht leisten können, als nichtteilnehmende Finanzinstitute behandelt 
zu werden (Quellensteuerabzug von 30% auf allen an das Finanzinstitut geleistete Zahlungen 
aus US-Quellen, Gefahr des Abbruchs der Beziehungen durch amerikanische Finanzinstitute 
und andere teilnehmende Finanzinstitute mit der Folge des Ausschlusses vom amerikanischen 
Kapitalmarkt). Sie müssen sich deshalb selbst dann, wenn das FATCA-Abkommen nicht 
rechtzeitig in Kraft tritt, ab dem 1. Januar 2014 FATCA unterwerfen.  
 
Ohne Abkommen gelangen sie aber nicht in den Genuss der im Abkommen und dessen 
Anhängen enthaltenen administrativen Vereinfachungen und erleiden damit gegenüber den 
teilnehmenden Finanzinstituten aus anderen Jurisdiktionen einen erheblichen 
Wettbewerbsnachteil. 
 
Das in die Vernehmlassung gegebene FATCA-Abkommen samt Umsetzungsgesetz bezwecken 
einerseits die Ermöglichung der straffreien Teilnahme, andererseits dessen erleichterte 
Umsetzung für Finanzinstitute in der Schweiz. 
 
 

 

    
      

   

mailto:vernehmlassungen@sif.admin.ch
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Da Kollektivanlagen, die Fondsakteure und das Asset Management hauptsächlich unter den 
sogennanten «deemed-compliant» Status fallen werden, nimmt die SFA als Verband der 
Fonds- und Asset Management-Industrie nachfolgend gerne diesbezüglich Stellung. 
 
 
Zustimmung zum FATCA-Abkommen und dessen Umsetzungsgesetz 
 
Die SFA begrüsst die Unterzeichnung des Abkommens und den vorgesehenen Erlass des 
Umsetzungsgesetzes. Für die Schweizer Fondsindustrie bringt die getroffene Lösung gewisse 
willkommene Erleichterungen. So dürfen sich Schweizer Publikumsfonds grundsätzlich als 
FATCA-konform («registered deemed-compliant FFI») registrieren und müssen sich damit nicht 
als Teilnehmer bei FATCA anmelden. Zudem klärt der Staatsvertrag die Ausnahmeregelung für 
Sozialversicherungen und Vorsorge und somit auch für Einanlegerfonds sowie Fonds für 
qualifizierte Anleger, welche diesen Institutionen vorbehalten sind. Diese Fonds sind von einer 
Anmeldung als Teilnehmer bei FATCA befreit.  
Ferner sind für Schweizer Akteure der Fonds- und Asset-Management-Industrie bestimmte 
Ausnahmen bei den Reportings vorgesehen. 
Das FATCA-Abkommen sichert somit in geeigneter Weise die finanziellen Interessen sämtlicher 
Investorinnen und Investoren – insbesondere in den Bereichen Versicherungen und Vorsorge – 
und ist damit auch von Bedeutung für die gesamte Schweizer Volkswirtschaft. Wir begrüssen 
insbesondere die damit einhergehende Erhöhung der Rechtssicherheit in einem für den 
gesamten Finanzplatz bedeutenden Bereich sowie die Reduktion des Aufwands bei der 
Umsetzung von FATCA. 
 
 
 
Bemerkungen zum FATCA-Abkommen 
 
Schweizerische Anlageberater 
 
Die Erleichterungen für das klassische Asset Management finden sich im Anhang II in II-B-2 
(provisorischer deutscher Wortlaut): 
 

Gemäss den anwendbaren Ausführungsbestimmungen des US-Finanzministeriums ein 
Unternehmen, dessen einzige Tätigkeit darin besteht, für einen Kunden (bei dem es sich 
nicht um ein Kollektivanlagevehikel handelt, ausser ein solches Kollektivanlagevehikel 
wird gemäss den massgebenden Ausführungsbestimmungen des US-Finanzministeriums 
als qualifiziertes Kollektivanlagevehikel behandelt und keine Beteiligungen an diesem 
qualifizierten Kollektivanlagevehikel werden durch ein solches Unternehmen gehalten) 
Anlageberatungsdienstleistungen zu erbringen und gestützt auf eine vom Inhaber des 
Finanzkontos ausgestellte Vollmacht oder eines ähnlichen Auftrags (z.B. einer 
Anlageermächtigung) oder gestützt auf eine Anlagevollmacht aufgrund einer 
Direktorenfunktion im Namen des Kunden, der die Vollmacht oder den ähnlichen Auftrag 
erteilt hat, bei einem Finanzinstitut, das nicht ein nichtteilnehmendes Finanzinstitut ist, 
deponierte Vermögenswerte anzulegen oder zu verwalten. 

 
Wie aus der Verhandlungsdelegation verlautete, war es äusserst schwierig, nur schon die nun 
getroffene Gegenausnahme in der Klammer bezüglich der qualifizierten Kollektivanlagenvehikel 
zu verhandeln (vgl. Hervorhebung kursiv). Wir haben die uns mündlich übermittelten 
Begründungen der US-Seite, die gegen eine weitergehende Gegenausnahme sprechen, zur 
Kenntnis genommen, möchten der Ordnung aber dennoch festhalten, dass wir diese nicht 
nachvollziehen konnten und können. 
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Dennoch vertreten wir die Meinung, dass in der Gegenausnahme nicht nur die qualifizierten 
Kollektivanlagenvehikel auszunehmen sind, sondern zumindest auch die strenger regulierten, 
voll unterstellten teilnehmenden Finanzinstitute. Beide Arten von Finanzinstituten registrieren 
sich beim IRS und beziehen eine FATCA-Kennnummer (Global Intermediary Identification 
Number, GIIN). 
 
U.E. handelt es sich hier wohl um ein redaktionelles Versehen, welches darauf zurückzuführen 
ist, dass im Anhang II unter II-C ausschliesslich die Rede von qualifizierten 
Kollektivanlagevehikeln ist. Dabei blieb unberücksichtigt, dass Kollektivanlagevehikel sich auch 
als teilnehmendes Finanzinstitut registrieren können. Dies ist insb. in der grenzüber-
schreitenden Vermögensverwaltung kollektiver Kapitalanlagen von Bedeutung. 
 
Diese Klärung ist u.E. im Rahmen einer Verständigungsvereinbarung, so wie unter 
«Allgemeines» im Anhang II dargelegt, beizubringen. 
 
 
 
Bemerkungen zum FATCA-Gesetz 
 
Zum für die Fonds- und Asset-Management-Industrie relevanten Artikel 4 Absatz 2 Bst. a des 
FATCA-Gesetzes haben wir keine Bemerkungen. 
 
 
 
Legislativer Prozess / Registrierung beim IRS 
 
Schweizerische Finanzinstitute, die nicht gemäss dem Anhang II des Abkommens als FATCA-
befreit oder als zertifizierte FATCA-konforme Finanzinstitute behandelt werden, müssen sich bis 
am 31. Dezember 2013 beim Internal Revenue Service (IRS) registrieren. Hierfür ist eine 
Bewilligung im Sinne von Artikel 271 StGB erforderlich, die durch Artikel 4 des Abkommens 
verliehen wird.  
 
Das sogenannte Portal, welches das IRS für die Registrierung zur Verfügung stellen wird, öffnet 
am Montag, 15. Juli 2013, für die Registrierung. Die erste Phase endet aber bereits am Freitag, 
25. Oktober 2013. Das IRS wird ein Verzeichnis der bis zu diesem Zeitpunkt registrierten 
Finanzinstitute am Montag, 2. Dezember 2013, veröffentlichen. 
 
Wie den Vernehmlassungsunterlagen zu entnehmen ist, erfordert eine straffreie Registrierung 
die Ratifizierung/Inkraftsetzung des FATCA-Abkommens. Je nach legislativem Prozess ist das 
frühestens im Herbst 2013 der Fall, dies nach Ablauf der Referendumsfrist und der 
Inkraftsetzung durch den Bundesrat. 
 
Um den schweizerischen Finanzinstituten Ungemach aus einer Registrierung und Erteilung 
einer sogenannten GIIN (FATCA-Kennnummer) seitens IRS nicht schon in der ersten 
Registrierungsphase entgegenzutreten, sollte alles daran gesetzt werden, dass die 
Schlussabstimmung im Parlament möglichst frühzeitig angesetzt werden könnte. Dadurch 
würde der Fristenlauf für das Referendum früher als üblich beginnen und es wäre somit nach 
Inkrafttreten von Abkommen und Umsetzungsgesetz die erforderliche Zeit für die Registrierung 
quasi in den letzten paar Wochen noch vor Freitag, 25. Oktober 2013, gewährleistet.  
 
Da sich in der Schweiz aber voraussichtlich weit über 1‘000 kollektive Kapitalanlagen als 
sogenannte «registered deemed-compliant FFI» werden registrieren müssen, wird auch diese 
Zeit zu knapp bemessen sein. Da «registered deemed-compliant FFI» aus dem Fonds- und 
Asset Management-Bereich grundsätzlich direkt selbst nie je Meldungen über Investoren 
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absetzen werden, ist eine Duldung der Vorab-Registrierung als «Qualified Collective Investment 
Vehicle» unter StGB 271 unerlässlich. Ferner ist eine Bewilligung im Sinne von Artikel 271 
StGB rückwirkend erforderlich, da diese erst durch Artikel 4 des Abkommens verliehen wird. 
 
Nur bei Publikation der FATCA-registrierten Finanzinstitute am 2. Dezember 2013 wird der 
weltweiten Vernetzung unserer Finanzinstitute Rechnung getragen. Denn erst mittels dieser 
GIIN wird der Status als teilnehmendes oder als FATCA-konform registriertes Finanzinstitut 
bestätigt. Dies ist bei Kollektivanlagen bezüglich deren Erträge aus US-Quellen elementar. 
 
 

__________ 
 
 
 
Für die Aufmerksamkeit, die Sie unseren Ausführungen entgegenbringen, danken wir Ihnen 
herzlich. Gerne stehen wir Ihnen für ergänzende Auskünfte jederzeit zur Verfügung. 
 
 
 Freundliche Grüsse 

 SWISS FUNDS ASSOCIATION SFA 
 
 
 
 
 
 
 Martin Thommen Stephan Heckendorn 
 Präsident Senior Counsel 
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Staatssekretariat für internationale Finanzfragen SIF 
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Basel, 15. März 2013 
 
 
 
FATCA-Abkommen und Entwurf des geplanten Bundesgesetzes betreffend die Um-
setzung des FATCA-Abkommens (Umsetzungsgesetz) 
Stellungnahme zur Vernehmlassungsvorlage 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 14. Februar 2013 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen zum 
FATCA-Abkommen und zum Entwurf des geplanten Bundesgesetzes betreffend die Um-
setzung des FATCA-Abkommens (Umsetzungsgesetz) zukommen lassen und uns einge-
laden, dazu Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für die uns gebotene Gelegenheit. 
 
1. Allgemeine Bemerkungen 
Unabhängig davon, ob das FATCA-Abkommen zwischen der Schweiz und den USA sowie 
das entsprechende Umsetzungsgesetz in Kraft gesetzt werden, müssen Schweizer Finan-
zinstitute ab dem 1. Januar 2014 FATCA umsetzen, um den Zugang zum US-Finanzmarkt 
nicht zu gefährden. Die Schweizerische Bankiervereinigung unterstützt deshalb den zwi-
schen der Schweiz und den USA eingegangenen Staatsvertrag zur erleichterten Umset-
zung von FATCA sowie das nationale Umsetzungsgesetz, auf deren Grundlage Schweizer 
Finanzinstitute unter vorteilhafteren Bedingungen FATCA implementieren können.  
 
Im Besonderen begrüssen wir, dass auf Lokalkundschaft ausgerichtete Banken unter Vo-
raussetzungen, die weitaus vorteilhafter sind als die in den am 17. Januar 2013 publizier-
ten Ausführungsbestimmungen des U.S. Treasury zu berücksichtigenden Bedingungen, 
den Status eines FATCA-konform erachteten, registrierten Finanzinstituts erlangen können 
(Berücksichtigung der in der EU ansässigen Kundschaft bei der Ermittlung des 98%-
Schwellenwertes). Zu den wichtigen Errungenschaften des Abkommens zählen wir ferner: 

 die Erleichterungen bzw. Präzisierungen bei den für Schweizer Finanzinstitute 
massgebenden Sorgfaltspflichten bei der Kundenidentifikation und -dokumentation; 

 die Übereinkunft über befreite Nutzungsberechtigte im Bereich der 1. und 2. Säule 
sowie über befreite Produkte im Bereich der 2. Säule und Säule 3a; 
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 die Behandlung von gewissen kollektiven Kapitalanlagen als FATCA-konform er-
achtete, registrierte Finanzinstitute; 

 den Aufschub der FATCA-Quellensteuererhebung auf Zahlungen zugunsten US-
Konten ohne Zustimmungserklärung. 

 
Insgesamt tragen das Abkommen und das Einführungsgesetz den Besonderheiten des 
Schweizer Finanzplatzes angemessen Rechnung und führen eine gewisse Reduktion der 
Komplexität herbei, die sich bei der Umsetzung von FATCA auf der Grundlage von unilate-
ralem US-Recht ergeben würde. Das Abkommen bringt ausserdem den Vorteil mit sich, 
dass alle Schweizer Finanzintermediäre FATCA zu implementieren haben, wodurch eine 
uneingeschränkte Zusammenarbeit unter den Schweizer Banken sichergestellt wird, die 
zwischen einem FATCA-teilnehmenden und -nichtteilnehmenden Institut gefährdet wäre.  
 
2. Anregungen bezüglich zusätzlicher Rechtssicherheit 
Obwohl das Abkommen und das Einführungsgesetz wesentliche Erleichterungen in Bezug 
auf die Umsetzung von FATCA mit sich bringen, ist davon auszugehen, dass zahlreiche 
Anwendungsfragen in der Praxis aufkommen werden, die sich aufgrund des teilweise 
grossen Spielraums bei der Auslegung der Bestimmungen im Abkommen (und der Ausle-
gung der Regeln in den anzuwendenden Ausführungsbestimmungen des U.S. Treasury) 
ergeben werden. Es ist deshalb unerlässlich, dass Auslegungsfragen, die bereits zum heu-
tigen Zeitpunkt bestehen, im Memorandum of Understanding zum FATCA-Abkommen 
aufgegriffen werden.  
 
Um eine grössere Rechtssicherheit und stabilere Rahmenbedingungen für die Branche zu 
schaffen, regen wir ausserdem an, den behördlichen Erlass von Wegleitungen betreffend 
die Umsetzung des FATCA-Abkommens, welche ausserdem zum einem einheitlichen In-
dustriestandard beitragen könnte, in Betracht zu ziehen. Es ist zu beachten, dass andere 
Länder mit einem FATCA-Abkommen bereits solche Wegleitungen erarbeitet haben oder 
noch erarbeiten werden. Sollte die Schweiz dies versäumen, würde sie gegenüber diesen 
Ländern einen erheblichen (regulatorischen) Wettbewerbsnachteil erleiden. 
 
Eine ergänzende Massnahme zum Erlass einer Wegleitung ist die Einberufung einer Ex-
pertenkommission aus Mitgliedern der zuständigen Behörden und der Finanzindustrie, die 
bei Bedarf allenfalls auch im Austausch mit den US-amerikanischen Steuerbehörden An-
wendungsfragen klären könnte. Wir regen deshalb an, in Anlehnung an Artikel 14 des 
FATCA-Abkommens ein ständiges, zwischenbehördliches Gremium zur Klärung von 
FATCA-Auslegungsfragen zu etablieren und im Memorandum of Understanding die Ab-
sicht dazu festzuhalten. 
 
3. Änderungsvorschläge zum Einführungsgesetz 
Nachfolgend möchten wir aufzeigen, wo sich Anpassungen des Einführungsgesetzes auf-
drängen: 

Artikel 2 Entwurf FATCA Gesetz ('E-FATCAG') 
Der neue Artikel 2 Abs. 2 E-FATCAG ist grundsätzlich zu befürworten. Der Hinweis auf 
das Wahlrecht sollte allerdings konkretisiert werden. Wir schlagen daher eine Anpassung 
von Artikel 2 Abs. 2 E-FATCAG vor (in grüner Schrift). Die Wahlmöglichkeit sollte ferner für 
jedes Konto gesondert möglich sein. Der letzte Satz stellt klar, dass der Zweck des FAT-
CA-Abkommens dabei nicht verhindert werden darf. Im Einklang mit einer aus unserer 
Sicht im Memorandum of Understanding anzustrebenden Klärung empfehlen wir für den 
Erfolgsfall eine Anpassung in Artikel 2 Abs. 2 E-FATCAG (in blauer Schrift): 
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2 Die Sorgfaltspflichten der Finanzinstitute richten sich nach Anhang I des FATCA-
Abkommens. Vorbehalten sind das im FATCA-Abkommen in Anhang I Abschnitt I.C. vor-
gesehene Wahlrecht zugunsten des anwendbaren US-Rechts sowie in diesem enthaltener 
Definitionen, die für die Finanzinstitute vorteilhafter sind. Dieses Wahlrecht können die 
Finanzinstitute gesondert für jedes Konto in Anspruch nehmen. Dabei ist die Wahl der De
finitionen nicht so auszuüben, dass sie den Zweck des FATCA-Abkommens verhindert.  
 
Artikel 3 Abs. 1 E-FATCAG  

Wir empfehlen, den folgenden Begriff in Artikel 3 Abs. 1 E-FATCAG aufzunehmen und die 
Reihenfolge der Begriffe allenfalls in Anlehnung an die Referenzen (Ziffern) im FATCA-
Abkommen anzuordnen: 
 
- ausländische meldepflichtige Beträge (Ziffer 8);  
=> Der Begriff wird in Artikel 8 Abs. 2 Bst. b E-FATCAG verwendet und birgt ohne Erwäh-
nung in Artikel 3 E-FATCAG wegen des Wortes "ausländische" die Gefahr, missverstan-
den zu werden. Es handelt sich ja dabei nicht um nicht-schweizerische sondern um nicht-
amerikanische meldepflichtige Beträge. 
 
Artikel 3 Abs. 2 E-FATCAG  
Art. 3 bezieht sich auf die Definition von Begriffen, die in diesem Gesetz verwendet wer-
den. Gemäss Abs. 1 sind diese im Sinne des FATCA-Abkommens zu verstehen. Abs. 2 
relativiert diese Regel für den Fall, dass das Wahlrecht gem. Art. 2 Abs. 2 in Anspruch 
genommen wird. Wir empfehlen, Abs. 2 wie folgt zu präzisieren: 
 
2 Macht ein Finanzinstitut von seinem Wahlrecht gemäss Artikel 2 Absatz 2 Gebrauch, so 
sind die von diesem Wahlrecht betroffenen und in diesem Gesetz verwendeten Begriffe im 
Sinne des anwendbaren US-Rechts zu verstehen. 
 
Artikel 4 E-FATCAG  

Der owner-documented FFI gemäss U.S. Treasury Regulations (1.1471-5(f)(3), S. 448) ist 
neben dem registered deemed-compliant (1.1471-5(f)(1), S. 429) und dem certified 
deemed-compliant FFI (1.1471-5(f)(2), S. 442) zweifelsohne eine Ausprägung des 
deemed-compliant FFI. Dies wird auch aus den Erläuterungen unter 1.1471-5(f) der U.S. 
Treasury Regulations deutlich.  
 
Der Anhang I des FATCA-Abkommens verweist beispielsweise bei der Identifikation von 
Neukonten (eröffnet ab 1.1.2014) in Anhang I, Ziff. V. lit. A Punkt (iii) auf die Kategorie der 
deemed-compliant FFI und unter (ii) auf die Schweizer Finanzinstitute. Daraus folgt, dass 
für die Dokumentation von deemed-compliant FFIs Anhang I, Ziff. I lit. C. nicht in jedem 
Fall in Anspruch genommen werden muss. 
 
Das E-FATCAG reflektiert dies mit Bezug auf in der Schweiz unter Umständen vorkom-
mende owner-documented FFIs nicht explizit. Deswegen empfehlen wir folgende Anpas-
sung in Artikel 4 Abs. 1 E-FATCAG, damit certified deemed-compliant FFIs und owner-
documented FFIs gleichermassen berücksichtigt werden: 
 

1 Der Pflicht, sich beim IRS zu registrieren, unterliegen die Finanzinstitute, die nicht in An-
hang II Abschnitte I. und II. B. des FATCA-Abkommens aufgeführt sind oder die nicht auf-
grund des anwendbaren US-Rechts als befreite Nutzungsberechtigte oder zertifizierte, als 
FATCA-konform erachtete Finanzinstitute ohne Registrierungspflicht behandelt werden.  
 

Die in Artikel 4 Abs. 2 Bst. b. E-FATCAG aufgeführten Verpflichtungen scheinen zu wenig 
präzise Bezug auf die entsprechenden Stellen im FATCA-Abkommen zu nehmen. Ausser-
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dem wird die in Anhang II Abschnitt II.A.1. Bst. e) festgelegte Berücksichtigung von Kon-
ten, die von in Mitgliedstaaten der Europäischen Union ansässigen Personen (einschliess-
lich Unternehmen) gehalten werden, ausser Acht gelassen. Wir empfehlen daher folgende 
Anpassungen in Artikel 4 Abs. 2 Bst. b E-FATCAG: 
 

b. die in Anhang II Abschnitte II. A. 1. des FATCA-Abkommens aufgeführten Finanzinstitu-
te müssen gemäss Buchstaben f) bis h) die Verpflichtungen in Bezug auf von ihnen ge-
führte Konten erfüllen, die von nicht in der Schweiz oder nicht in Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union ansässigen natürlichen Personen oder von Unternehmen gehalten wer-
den.  
 

Artikel 7 Abs. 1 E-FATCAG  

Das E-FATCAG ist in Bezug auf die Dokumentationsanforderungen bei Kontoeröffnung 
von Neukunden restriktiver als die U.S. Treasury Regulations. Um auch inskünftig die Er-
öffnung von Konten im aktuell praktizierten Schnellverfahren gemäss Art. 2, Ziffer 24 der 
VSB 08 sowie den U.S. Treasury Regulations (1.1471-5(g)(3)(ii), S. 456) zu gewährleisten, 
wird eine entsprechende Anpassung von Artikel 7 Abs. 1 E-FATCAG empfohlen.  
 

1 Ein rapportierendes schweizerisches Finanzinstitut eröffnet und unterhält ein neues US-
Konto nur, wenn der Kontoinhaber oder die Kontoinhaberin die Zustimmung zur Meldung 
der Kontodaten an den IRS erteilt und dem Finanzinstitut fristgerecht die U.S. TIN bekannt 
gibt. Liegt im Zeitpunkt einer der FATCA Quellensteuer unterliegenden Zahlung oder spä-
testens nach 90 Tagen ab Kontoeröffnung die U.S. TIN nicht vor, ist der Kontoinhaber  
oder die Kontoinhaberin als unkooperativ zu behandeln. 
 
Artikel 10 - 12 E-FATCAG  

Es ist nachvollziehbar, dass die Eidgenössische Steuerverwaltung bei Erlass einer Verfü-
gung auch die Unterlagen verlangt, die der ESTV eine Prüfung des US-Status des Kunden 
gestatten. Es gibt jedoch Situationen, bei denen die elektronische Übermittlung von unter 
Umständen nur physisch oder auf Mikrofilm verfügbaren Unterlagen in einem Missverhält-
nis zum Aufwand beim Finanzinstitut stehen und den Entscheid des rapportierenden Fi-
nanzinstituts nicht relativieren: 
 

 Bei wiederholter Datenlieferung des rapportierenden Finanzinstituts in einem spä-
teren Jahr wurde der US-Status des Kunden ggf. bereits durch die ESTV anlässlich 
der ersten Meldung geprüft; 

 Bei nachrichtenlosen Vermögenswerten wird gemäss Artikel 12 Abs. 2 E-FATCAG 
keine Schlussverfügung erlassen. Eine Zweitprüfung des US-Status durch die 
ESTV erscheint daher nicht notwendig; 

 Bei nichtteilnehmenden Finanzinstituten wird es solche geben, welche ihren Status 
als "nonparticipating FFI" dem Finanzinstitut gegenüber bspw. mittels IRS-Formular 
W-8 mitteilen. Es wird aber auch Kunden geben, die keine entsprechende Bestäti-
gung abgeben und somit aufgrund der Gesamtheit der Umstände und ihrer Nicht-
mitwirkung als nichtteilnehmendes Finanzinstitut eingestuft werden. 
 

Wir empfehlen daher folgende Anpassungen, um den obigen Bedenken adäquat Rech-
nung zu tragen und der ESTV gleichwohl die Möglichkeit zu lassen, im Bedarfsfall eine 
weitergehende Prüfung vorzunehmen (bspw. wenn der Kunde vom Verfahren in Art 10 
Abs. 1 Bst. c E-FATCAG Gebrauch macht oder im Fall eines Beschwerdeverfahrens). 
 
Artikel 10 Abs. 2 E-FATCAG:  
2 Gleichzeitig ersucht die ESTV das rapportierende Finanzinstitut, ihr innert 10 Tagen 
elektronisch separat zu übermitteln: 
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Vernehmlassung zum Abkommen zwischen der Schweiz und den USA zur 
erleichterten Umsetzung von FATCA und zum Entwurf für ein Bundesgesetz 
über die Umsetzung dieses Abkommens  
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 14. Februar 2013 haben Sie uns eingeladen, zum FATCA-Abkommen sowie 
zum Entwurf des geplanten Bundesgesetzes betreffend die Umsetzung des FATCA-Abkommens 
Stellung zu nehmen. Für diese Möglichkeit danken wir Ihnen bestens. 
 
 
I. Allgemeine Ausführungen 
 
Die Mitgliedfirmen von SwissHoldings sind in der überwiegenden Zahl Industrieunternehmen und 
Dienstleistungskonzerne ausserhalb der Finanzbranche. Einzelne Tochtergesellschaften der 
Mitgliedfirmen üben aber durchaus bankähnliche Tätigkeiten aus. Mit der vorliegenden Stellung-
nahme wird auch deren Anliegen Rechnung getragen.  

 
Mit dem „Foreign Account Tax Compliance Act“ (FATCA) wollen die USA erreichen, dass sämtli-
che im Ausland gehaltenen Konten von US-Steuerpflichtigen besteuert werden können. FATCA 
verlangt von ausländischen Finanzinstituten, dass sie den US-Steuerbehörden periodisch und 
automatisch die Identität und Vermögenswerte der von ihnen betreuten US-Kunden melden. Um 
solche Meldungen durchführen zu können, müssen die Finanzinstitute die Zustimmung ihrer 
Kunden einholen. Stimmt ein Kunde dem nicht zu, muss das Finanzinstitut einem solchen Kun-
den auf sämtlichen seiner aus den USA stammenden Zahlungen eine Quellensteuer von 30 Pro-
zent erheben. Weigert sich ein ausländisches Finanzinstitut, bei FATCA mitzumachen, müssen 
amerikanische Finanzinstitute und teilnehmende ausländische Finanzinstitute auf allen aus den 
USA stammenden Zahlungen an ein solches nichtteilnehmendes Finanzinstitut eine Quel-
lensteuer von 30 % einbehalten. 
 
Die Umsetzung der Bestimmungen von FATCA führt weltweit zu hohem Aufwand und rechtlichen 
Unsicherheiten. Die Schweizer Wirtschaft ist wegen ihrer grossen wirtschaftlichen Verflechtung 
mit den USA von FATCA stark betroffen und kann sich der Umsetzung von FATCA nicht entzie-
hen. Würde sich die Schweiz weigern, FATCA umzusetzen, würde dies nicht nur die prohibitive 
Quellensteuer von 30 Prozent auf sämtlichen Einkünften aus US-Wertschriften auslösen, son-
dern wohl auch dazu führen, dass ausländische Finanzinstitute über kurz oder lang ihre Ge-
schäftsbeziehungen zu schweizerischen Finanzinstituten beenden würden, womit letztere vom 
grössten Kapitalmarkt der Welt ausgeschlossen wären. Die schweizerischen Finanzinstitute üben 
für die Schweizer Industrie- und Dienstleistungskonzerne wichtige Aufgaben aus. Entsprechend 
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sind auch die Industrie- und Dienstleistungskonzerne an einer Umsetzung von FATCA durch 
sämtliche schweizerischen Finanzinstitute interessiert.  
 
 
II. Stellungnahme für die klassischen Industrie- und Dienstleistungskonzerne 
 
A. Abschluss eines Abkommens nach Modelltyp2  
 
Wie zahlreiche andere Staaten hat sich auch die Schweiz dazu entschlossen, ein Abkommen zur 
Umsetzung von FATCA mit den USA abzuschliessen. Ein solches bietet den Vorteil, dass alle 
Schweizer Finanzintermediäre FATCA implementieren müssen. Gleichzeitig ermöglicht ein Um-
setzungsabkommen, den administrativen und finanziellen Aufwand hauptsächlich der Finanzin-
stitute zumindest etwas zu reduzieren. Die Schweiz hat dabei ein Abkommen nach Modelltyp 2 
ausgehandelt. Modelltyp 2 beinhaltet im Gegensatz zu Modelltyp 1 keinen automatischen Infor-
mationsaustausch, kommt jedoch faktisch einem solchen sehr nahe. Die US-Behörden können 
via Amtshilfegesetz in Form von Gruppenanfrage Daten von nichtkooperativen Kunden einfor-
dern.  
 
Gegenüber dem Modelltyp 1 bietet das von der Schweiz vereinbarte Abkommen weniger 
Rechtssicherheit. Während Länder, die sich für das Modell 1 entschieden haben, Interpretations-
spielräume nun im Rahmen ihrer lokalen Gesetzgebung aktiv gestalten können, müssen Staaten 
mit einem Abkommen nach Modelltyp 2 der US-Gesetzgebung (US-Gesetz FATCA und die in 
diesem Zusammenhang am 17. Januar 2013 publizierten Ausführungsbestimmungen des US 
Treasury, sog. Regulations) höhere Beachtung schenken. Die Schweiz hat sich aus Rücksicht 
auf den Bankenplatz für den Modelltyp 2 entschieden. Da das Abkommen nach Modelltyp 2 zwi-
schen der Schweiz und den USA bereits ausgehandelt und unterzeichnet wurde, kann im Rah-
men dieser Vernehmlassung de facto nur eine Stellungnahme zum Umsetzungsgesetz gemacht 
werden, nicht jedoch zum Abkommen an sich. 
 
 
B. Verhinderung von Nachteilen für die Schweizer Industrie 

 
SwissHoldings ist der Ansicht, dass sich die mit dem Abschluss eines Abkommens nach Modell-
typ 2 einhergehende verminderte Rechtssicherheit nicht zu Lasten der schweizerischen Indust-
riekonzerne und der Dienstleistungskonzerne ausserhalb der Finanzindustrie auswirken darf. 
Diese Unternehmen sollen nicht mit Regeln und Unsicherheiten belastet werden, nur weil diese 
in einem Land ansässig sind, das auf den Modelltyp 2 gesetzt hat Da das Abkommen nach Mo-
delltyp 2 zwischen der Schweiz und den USA vom Bundesrat bereits unterschrieben wurde, ist 
es nun auch an diesem, darauf hinzuarbeiten, dass den schweizerischen Industriekonzernen und 
den Dienstleistungskonzernen ausserhalb der Finanzindustrie keine Nachteile entstehen. Der 
Bundesrat ist deshalb im Rahmen des FATCA-Ausführungsgesetzes zu verpflichten, dass die 
Meistbegünstigungsklausel des FATCA-Abkommens (Art. 12) jährlich überprüft wird. Damit kann 
sichergestellt werden, dass schweizerische Industrieunternehmen, die gegenwärtig aus bestimm-
ten Gründen unter FATCA als Finanzinstitut gelten, durch die diesbezügliche Anpassung eines 
anderen FATCA-Abkommens der USA ebenfalls von der Entlastung profitieren können.  
 
SwissHoldings verlangt deshalb die Aufnahme einer Bestimmung im schweizerischen 
FATCA- Ausführungsgesetz, die den Bundesrat verpflichtet, jährlich zu prüfen, ob Artikel 
12 des Abkommens korrekt umgesetzt wird.  
 
 
C. Strafandrohung ohne Klarheit über Rechtsgrundlage – Auskunftspflicht 

 
Der Entwurf zum FATCA-Ausführungsgesetz sieht in den Artikeln 16 bis 18 Strafbestimmungen 
vor, wenn verschiedene Pflichten des Abkommens verletzt werden. Dabei ist zu beachten, dass 
gerade im Nicht-Finanzsektor die Anwendung einzelner FATCA-Regelungen nicht immer klar ist. 
Interpretationsspielraum besteht insbesondere bei der Auslegung unbestimmter Begriffe. Er-
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schwerend kommt hinzu, dass diese ihren Ursprung im amerikanischen Recht haben und des-
halb die Schweizerische Rechtsordnung nur sehr beschränkt Hilfestellung bei der Auslegung 
anzubieten vermag. Es ist deshalb für die durch das Abkommen resp. durch das FATCA-
Ausführungsgesetz (potentiell) verpflichteten Unternehmen wichtig, Klarheit zu bekommen, ob 
die Regelungen resp. die einzelnen Pflichten des FATCA-Abkommens überhaupt auf sie an-
wendbar sind. Da es sich um einen schweizerischen Staatsvertrag handelt, muss es möglich 
sein, von der mit der Umsetzung in der Schweiz betrauten Behörde (Eidgenössische Steuerver-
waltung [ESTV]) verbindliche und rechtsbeständige Auskünfte zur Anwendung des FATCA-
Abkommens zu erhalten. Da die Verletzung gewisser Verpflichtungen mit Strafe bedroht ist (ins-
besondere die Registrierungspflicht als Finanzinstitut), erscheint es sachgerecht eine solche 
Verpflichtung ins FATCA-Ausführungsgesetz aufzunehmen.  
 
SwissHoldings beantragt deshalb, dass die mit der Umsetzung in der Schweiz betraute 
Behörde potenziell verpflichteten Personen verbindliche und rechtsbeständige Auskünfte 
zur Anwendung des FATCA-Abkommens erteilen kann.  
 
 
III. Stellungnahme für Tochtergesellschaften mit bankähnlichen Tätigkeiten 
 
A. Identifikations- und Meldepflichten bei Eröffnung eines neuen Kontos oder einer neu-

en Verpflichtung  - Behebung von Unklarheiten 
 
a) Unklarheit 1 

 
Gemäss Anhang I Ziff. III lit. A Ziff. 1 des FATCA-Abkommens muss ein rapportierendes schwei-
zerisches Finanzinstitut (soweit es nichts Anderes vorzieht) neue Individualkonten, die Deposi-
tenkonten sind, nicht überprüfen, identifizieren oder als US-Konto melden, es sei denn, der Saldo 
des Kontos übersteigt am Ende eines Kalenderjahres USD 50‘000 („de-minimis-Regel“). Teil B 
Art. 3 Ziff. 1 lit. c des FATCA-Abkommens verlangt in Bezug auf neue Konten, die als US-Konten 
identifiziert werden, vom Kontoinhaber als Voraussetzung für die Kontoeröffnung eine Zustim-
mung zur Vornahme von Meldungen gemäss den Bestimmungen eines FFI-Vertrags einzuholen. 
Ebenso hält Art. 7 Abs. 1 des Gesetzesentwurfs fest, dass ein rapportierendes schweizerisches 
Finanzinstitut ein neues US-Konto nur eröffnet, wenn der Kontoinhaber oder die Kontoinhaberin 
die Zustimmung zur Meldung der Kontodaten an den IRS erteilt und dem Finanzinstitut die U.S. 
TIN bekannt gibt. Demgegenüber bestimmt der erläuternde Bericht (Erläuternder Bericht zum 
Abkommen zwischen der Schweiz und den USA zur erleichterten Umsetzung von FATCA und 
zum Entwurf für ein Bundesgesetz über die Umsetzung des Abkommens) unter Ziffer 4.3.1, dass 
nach dem 31. Dezember 2013 eröffnete Depositenkonten nicht überprüft, identifiziert und gemel-
det werden müssen, wenn ihr Saldo am Ende eines Jahres USD 50‘000 nicht übersteigt. 
 
Unseres Erachtens sind diese Formulierungen ohne weitere Präzisierungen widersprüchlich. 
Trifft es zu, dass neue Depositenkonten ausnahmsweise dann nicht überprüft, identifiziert und 
gemeldet werden müssen, wenn ihr Saldo am Ende eines Jahres USD 50‘000 nicht übersteigt, 
sollte auch im Ausführungsgesetz in Art. 7 Abs. 1 auf diese Ausnahme hingewiesen werden. 
Damit wäre klargestellt, dass bei Anwendung der de-minimis-Regel vor der Kontoeröffnung vom 
Kontoinhaber keine Zustimmung zur Meldung von Daten an den IRS eingeholt werden muss.  
 
SwissHoldings fordert deshalb, dass in Art. 7 Abs. 1 des FATCA-Ausführungsgesetzes 
eingefügt wird, dass das Abkommen von der Zustimmung zur Meldung von Kontodaten 
an den IRS vor der Kontoeröffnung Ausnahmen vorsehen kann.  
 
 
b) Unklarheit 2 

 
Gemäss Teil B Art. 3 Ziff. 2 lit. b des FATCA-Abkommens hat das rapportierende Finanzinstitut 
nach dem 1. Januar 2014 als Voraussetzung für die Kontoeröffnung oder das Eingehen der Ver-
pflichtung gegenüber einem nichtteilnehmenden Finanzinstitut eine Zustimmung zur Meldung 
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gemäss dem FFI-Vertrag einzuholen, wenn das rapportierende Finanzinstitut erwartet, einen 
ausländischen meldepflichtigen Betrag zu bezahlen. Hingegen sieht Artikel 7 Absatz 2 des Ge-
setzesentwurfs vor, dass ein neues Konto für ein nichtteilnehmendes Finanzinstitut oder eine 
Verpflichtung gegenüber einem solchen Institut nur eröffnet bzw. eingegangen wird, wenn dieses 
Institut die Zustimmung zur Meldung an den IRS erteilt, unabhängig davon, ob das rapportieren-
de Finanzinstitut erwartet, einen ausländischen meldepflichtigen Betrag zu bezahlen. Dies ist 
widersprüchlich.  
 
SwissHoldings schlägt deshalb vor, Art. 7 Abs. 2 des Gesetzesentwurfs anzupassen und 
auf die Möglichkeit von Ausnahmen aufgrund des FATCA-Abkommens hinzuweisen.  
 
 
c) Unklarheit 3 

 
Wie vorerwähnt bestimmt Teil B Art. 3 Ziff. 2 lit. b des FATCA-Abkommens, dass ein rapportie-
rendes schweizerisches Finanzinstitut für ein nicht teilnehmendes Finanzinstitut nur dann eine 
neue Verpflichtung eingeht, wenn das nicht rapportierende Institut seine Zustimmung zur Mel-
dung an den IRS erteilt. Wie mit solchen „neuen Verpflichtungen“ umzugehen ist, wird auch in 
Artikel 7 Abs. 2 des FATCA-Umsetzungsgesetzes geregelt. SwissHoldings ist nicht klar, was mit 
solchen „neuen Verpflichtungen“ gemeint ist. SwissHoldings ersucht deshalb darum, diesbezüg-
lich nähere Ausführungen im erläuternden Bericht zu machen und allenfalls Konkretisierungen im 
Rahmen der Aushandlung des Memorandum of Understanding (MoU) vorzunehmen. SwissHol-
dings ist sich selbstverständlich bewusst, dass das MoU nicht Gegenstand des Vernehmlas-
sungsverfahrens bildet.  
 
 
d) Unklarheit 4 

 
Unter Ziffer 4.3.2. des erläuternden Berichts wird ausgeführt, dass das Finanzinstitut in gewissen 
Fällen eine Plausiblitätsüberprüfung vornehmen muss. Hinweise, wie eine solche Prüfung durch-
geführt werden muss, fehlen demgegenüber vollständig. SwissHoldings erscheint es angebracht, 
im erläuternden Bericht gewisse Konkretisierungen zu machen und zu erläutern, dass die Plau-
siblitätsüberprüfung anhand der in der FATCA Final Regulation festgehaltenen Indizienprüfung 
zu erfolgen hat.  
 
 
B. Möglicher Anpassungsbedarf der deutschen Übersetzung des FATCA-Abkommens 

 
In Anhang I Ziff. III lit. A  Ziff. 1 sowie in diversen anderen Stellen im FATA-Abkommen, wird der 
in der englischen Fassung verwendete Begriff „depository accounts“ mit Depositenkonten über-
setzt. In Anhang I Ziff. II lit. A Ziff. 4 des FATCA-Abkommens wird anstelle des Begriffs Deposi-
tenkonten der Begriff Einlagenkonten verwendet. Wir schlagen vor, diese Inkonsistenz zu prüfen 
und wenn nötig zu bereinigen.  
 
 
IV. Zusammenfassung der Positionen von SwissHoldings 
 
SwissHoldings stimmt dem Abschluss des FATCA- Abkommens und dem Bundesgesetz grund-
sätzlich zu (vgl. die Ausführungen unter I.). Gleichzeitig verlangen die Industrie- und Dienstleis-
tungsunternehmen von SwissHoldings, dass die aufgrund der Typenwahl für sie entstehenden 
Nachteile vom Bundesrat möglichst minimiert werden und Rechtsunsicherheiten soweit als mög-
lich beseitigt werden (vgl. die Ausführungen unter II.). Zugunsten der Mitgliedfirmen mit Konzern-
tochtergesellschaften mit bankähnlichen Tätigkeiten wird beantragt, die aufgeführten Unklarhei-
ten zu beseitigen (vgl. die Ausführungen unter III.). 
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Wir bitten Sie höflich um Berücksichtigung der vorstehend dargelegten Anliegen und Anträge. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
SwissHoldings 
Geschäftsstelle 
 

 
   

       
Dr. Martin Zogg   Martin Hess 
Mitglied der Geschäftsleitung   Dipl. Steuerexperte 
    
 
cc SH-Vorstand 
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Zürich, 15. März 2013

Stellungnahme zur verkürzten Vernehmlassung zum FATCA-Abkommen und zum Entwurf des
geplanten Bundesgesetzes betreffend die Umsetzung des FATCA-Abkommens
(Frist: 15. März 2013)

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir beziehen uns auf die Einladung zur verkürzten Vernehmlassung zum FATCA-Abkommen (nachfol-
gend: „Abkommen“) und zum Entwurf des geplanten Bundesgesetzes betreffend die Umsetzung des
Abkommens (nachfolgend: „FATCA-Gesetz“) und bedanken uns für die Möglichkeit, zu dieser Thematik
Stellung nehmen zu können.

A. Allgemeine Überlegungen

Einleitende Kommentare zum Abkommen
Wir begrüssen die Bemühungen des Bundesrats, die Umsetzung von FATCA mittels eines Staatsver-
trags und eines entsprechenden Einführungsgesetzes zu erleichtern. Insbesondere die Regelungen zur
Vermeidung des Quellensteuerabzugs (Art. 7 des Abkommens) und die Behandlung durchgeleiteter
Zahlungen (Art. 8 des Abkommens) sowie die vereinfachte Sorgfaltsprüfung (Anhang I) werden die Ein-
führungskosten bei den schweizerischen Finanzintermediären wesentlich reduzieren. Die umfangreichen
Ausnahmeregelungen in Anhang II dürfen unseres Erachtens als Verhandlungserfolg gewertet werden
und erhöhen die Rechtsicherheit.

Es ist an dieser Stelle jedoch anzufügen, dass die Übersetzung des englischen Originaltextes teils un-
präzis und unvollständig ist. Als Beispiel verweisen wir auf den Art. 2 Abs. 1 Ziff. 11 für die Definition des
Investment-Unternehmens. Im englischen Wortlaut des Buchstabens c) sind Unternehmen erwähnt,
deren Geschäftstätigkeit „otherwise investing, administering, or managing funds or money“ umfasst. Im
deutschen Wortlaut entfällt die Administration, womit bspw. die Fondsleitung oder die Trustcompany,
welche sich ausschliesslich auf die Administration beschränkt, nach englischem Wortlaut unterstellt wä-
re, wohingegen sie nach deutschem Wortlaut nicht unterstellt wäre. Diese Differenzen in der Überset-

Per E-Mail an:
Staatssekretariat für internationale Finanzfragen SIF
Bundesgasse 3
3003 Bern

E-Mail-Adresse: vernehmlassungen@sif.admin.ch
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zung sind im gesamten Abkommenstext zu finden. Wir empfehlen daher, die Übersetzung nochmals zu
prüfen.

Keine Schlechterstellung der Schweiz als ein Modell II Land

Die Schweiz hat sich bekanntlich entschieden, das Abkommen auf der Grundlage des Modells II abzu-
schliessen. Der Bundesrat soll im Rahmen des Erlasses des FATCA-Gesetzes und der Verhandlung /
Ausarbeitung des entsprechenden MoU verpflichtet werden, dass keine Schlechterstellung der Schweiz
resp. der schweizerischen Unternehmen im Vergleich zu Ländern resp. deren Unternehmen resultiert,
die das Modell I gewählt haben und nun im Rahmen ihrer lokalen Gesetzgebungen Interpretationsspiel-
räume aktiv gestalten.

Neben der Finanzindustrie soll diese Verpflichtung insbesondere bezüglich der schweizerischen Nicht-
Finanzindustrie und weiter insbesondere auch für nicht kotierte Unternehmensgruppen gelten. Die
schweizerische Industrie soll nicht mit Regeln und entsprechender Unsicherheit belastet werden, nur weil
diese in einem Modell II Land ansässig sind.

Im FATCA-Gesetz ist eine Regelung zuhanden des Bundesrates aufzunehmen, wonach eine Verpflich-
tung resultiert, dass insbesondere die „most-favourite-clause“ des Abkommens jährlich überprüft wird, da
im Gegensatz zu einem Modell I Land der lokale Gesetzgeber nicht automatisch mit der zukünftigen
laufenden Umsetzung von FATCA-Regelungen / Interpretationen befasst ist. Es ist Aufgabe des Staates,
diese Nicht-Schlechterstellung sicherzustellen. Dies gilt auch für explizit eingegangene Auslegungsrege-
lungen mit weiterem Verweis auf andere Regelwerke wie bspw. FATF.

Fristenproblematik
Wir möchten ferner darauf hinweisen, dass der IRS das Online-Portal für die Registrierung der FFIs am
15. Juli 2013 öffnet. Der IRS hat öffentlich kommuniziert, dass die FFI gehalten sind, sich bis zum
25. Oktober 2013 zu registrieren. Eine spätere Registrierung ist zwar möglich, der IRS garantiert bei
Registrierungen nach dem 25. Oktober 2013 jedoch nicht dafür, dass der FFI dann noch bis zum 1. Ja-
nuar 2014 seine GIIN (Global Intermediary Identification Number) bekommt, welche für den Bankenver-
kehr unerlässlich ist, da die anderen Finanzintermediäre nur daran erkennen können, ob es sich um ein
FATCA-konformes Finanzinstitut handelt. Sollte dies nicht festgestellt werden können, so droht ein 30%-
iger Quellensteuerabzug auf allen Zahlungen aus US-Quellen an dieses Institut.

Die Schweizer Finanzintermediäre können sich ohne eine entsprechende gesetzliche Grundlage nicht
beim IRS registrieren, ohne dabei gegen Schweizer Gesetze zu verstossen. Aus diesem Grund ist es
unterlässlich, dass das Abkommen und das FATCA-Gesetz durch das Parlament angenommen werden.
Die Finanzinstitute müssen somit den parlamentarischen Prozess sowie die 100-tägige Referendumsfrist
abwarten, bevor sie sich beim IRS registrieren können. Wir möchten darauf hinweisen, dass somit das
Registrierungsfenster zwischen Ende der 100 tätigen Referendumsfrist und dem 25. Oktober 2013 sehr
knapp werden wird.
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Vorschläge:
 Im FATCA-Gesetz und im MoU muss eine Verpflichtung statuiert werden, welche eine – auch zu-

künftige – de facto Gleichstellung mit dem Modell I Standard ermöglicht (keine Schlechterstellung
der Schweiz und insbesondere der Nicht-Finanzindustrie). Die aktive Rolle des Bundesrates ist fest-
zuschreiben und auf diese Zielsetzung ist der Bundesrat resp. das SIF und die EStV zu verpflichten.

 Für die Schweizer Finanzintermediäre ist bspw. im MoU eine Art „Nichtbeanstandungsklausel“ vor-
zusehen. Sollte ein Schweizer Finanzinstitut aufgrund von Verzögerungen im Gesetzgebungspro-
zess nicht in der Lage sein, per 1. Januar 2014 FATCA-konform zu sein, darf ihm daraus kein Nach-
teil erwachsen.

B. Kommentare zu den einzelnen Artikeln des FATCA-Gesetzes

Aufgrund der bisherigen Informationen wird davon ausgegangen, dass der Wortlaut des Abkommens
nicht mehr beeinflusst werden kann. Die nachfolgende Stellungnahme bezieht sich deshalb nur auf das
FATCA-Gesetz bzw. das MoU.

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1
Im Abkommen verpflichtet sich die Schweiz, die „rechtlichen Beschränkungen in Bezug auf die Erfüllung
zu beseitigen“ (vgl. Art. 1 des Abkommens). Dazu zählt insbesondere die Problematik der verbotenen
Handlungen für einen fremden Staat gemäss Art. 271 StGB. Die Absichtserklärung im Abkommen bzw.
zwischenstaatliche Verpflichtung ist im FATCA-Gesetz nicht reflektiert.

Artikel 2 – Absatz 1
Gemäss Gesetzesentwurf regeln sich die Pflichten grundsätzlich nach US-Recht, soweit das Abkommen
keine abweichenden Bestimmungen vorsieht. Wir erachten diese Regelung aus zwei Gründen als prob-
lematisch. Einerseits wird das US-Recht umfassend als anwendbares Recht definiert. Andererseits wer-
den aufgrund des Wortlauts auch künftige Änderungen des US-Rechts übernommen (dynamische
Rechtsanpassung). Unseres Erachtens wäre die Definition insofern zu ändern, dass das US-Recht ledig-
lich in demjenigen Umfang übernommen wird, in welchem dies das Abkommen explizit vorsieht. Zu be-
achten gilt, dass aufgrund des Wortlauts des Abkommens auch diese Rechtsübernahme dynamischer
Natur wäre. Diesbezüglich müsste die Ergänzung „im Zeitpunkt des Abschlusses des Abkommens an-
wendbaren US-Rechts“ berücksichtigt werden.

Unseres Erachtens wäre es ratsam, die Regelungen des US-Rechts einzig im Sinne einer Auslegungs-
hilfe indirekt anzuwenden, wie dies in Art. 3 Abs. 2 explizit vorgesehen ist.

Artikel 2 – Absatz 2
Die vorgesehene Rechtswahl der schweizerischen Finanzinstitute in Absatz 2 ist sehr zu begrüssen.
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Artikel 3 – Absatz 1
Die Liste der Begriffe ist nicht vollständig. Im Abkommen werden (im Vergleich zum FATCA-Gesetz)
zusätzliche Begriffe verwendet – beispielsweise „U.S. TIN“ – die in der Liste nicht aufgeführt sind. Wir
empfehlen, dass alle im Abkommen abschliessend definierten Begriffe auch im FATCA-Gesetz positiv
aufgeführt werden.

Artikel 3 – Absatz 2
Der Wortlaut „im Sinne des anwendbaren US-Rechts zu verstehen“ deutet unseres Erachtens darauf hin,
dass für die Definition der Begriffe das US-Recht lediglich im Sinne einer Auslegungshilfe angewendet
wird.

2. Abschnitt: Teilnahmepflicht

Artikel 4 – Absatz 1 und Absatz 2
Gemäss Abkommen verpflichtet sich die Schweiz gegenüber den USA, die Finanzinstitute zu verpflich-
ten, sich beim IRS zu registrieren und die im FFI-Vertrag enthaltenen Verpflichtungen, einschliesslich
derjenigen hinsichtlich der Sorgfaltspflicht, der Meldepflichten und der Pflicht eines allfälligen Quel-
lensteuerabzugs, zu erfüllen.

Das FATCA-Gesetz hingegen verpflichtet die Finanzinstitute lediglich, sich beim IRS zu registrieren (Ab-
satz 1) und die Verpflichtungen in Bezug auf den gesamten Kundenstamm zu erfüllen. Hier fehlt der
Verweis auf den Abschluss bzw. die Erfüllung der Pflichten des FFI-Vertrages. Wir empfehlen die Lücke
entsprechend zu schliessen.

Ferner ist festzuhalten, dass das Abkommen in Art. 2 Abs. 1 Ziffer. 7 eine positiv-rechtliche Definition der
relevanten „Finanzinstitute“ vornimmt. Demgegenüber erfolgt in Art. 4 FATCA-Gesetz eine negative Um-
schreibung, indem u.a. alle einer Registrierung unterworfen sein sollen, welche nicht im Anhang aufge-
führt sind (vgl. im Einzelnen den Wortlaut des Art. 4 FATCA-Gesetz). Mit dieser Gesetzgebungstechnik
wird im Grundsatz Raum geschaffen für mögliche Auslegungsdifferenzen zur positiv-rechtlichen Aufzäh-
lung im Abkommen. Das Abkommen hat jedoch als einzig relevante Rechtsquelle zu gelten. Wir schla-
gen deshalb vor, im FATCA-Gesetz auf einen eigenen Definitionsversuch zu verzichten und stattdessen
die positiv-rechtliche Regelung des Abkommens zu übernehmen. Zudem soll das FATCA-Gesetz klä-
rend festhalten, dass Unternehmen, welche nicht positiv-rechtlich erfasst sind, von den Verpflichtungen
gemäss Abkommen und FATCA-Gesetz befreit sind.

Als problematisch erachten wir zudem die Tatsache, dass die Finanzinstitute zur Einhaltung eines Ver-
trags verpflichtet werden, der (i) inhaltlich noch nicht bekannt ist und (ii) durch den IRS jederzeit einseitig
abgeändert werden kann (dynamische Rechtsübernahme). Die Problematik könnte gelöst werden, indem
beispielsweise der Vertrag als Anhang III in das Abkommen integriert würde und das Gesetz mittels ei-
nes entsprechenden Verweises auf den Vertrag Bezug nehmen würde oder dass im MoU der Inhalt des
Vertrags fixiert oder mindestens eindeutig festgelegt wird.
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3. Abschnitt: Identifikations- und Meldepflichten

Artikel 5
Der Wortlaut ist irreführend, weil bezüglich Identifikationspflicht auf die Berichterstattungspflicht verwie-
sen wird. Grundsätzlich kennt FATCA drei Pflichten: die Identifikationspflicht, die Bericht-
erstattungspflicht und die Pflicht zum Quellensteuerrückbehalt. Im Sinne des Titels „Identifikation“ emp-
fehlen wir, sich in Art. 5 FATCA-Gesetz auf die Identifikationspflicht zu beschränken.
Vorschlag: „Die Finanzinstitute identifizieren die US-Konten gemäss Anhang I des Abkommens“

Artikel 6
Die Herausgabeverpflichtung von Kontounterlagen durch das Finanzinstitut zugunsten des Kontoinha-
bers ist zu begrüssen.

Artikel 7 – Absatz 1
Keine Bemerkungen

Artikel 7 – Absatz 2
Der Absatz 2 ist extrem weit gefasst. Das FATCA-Gesetz verbietet dem Finanzinstitut eine Geschäftsbe-
ziehung bzw. Verpflichtung mit einem nichtteilnehmenden Finanzinstitut einzugehen – und dies weltweit.
Aufgrund der internationalen Verflechtung der Finanzmärkte kann in der Praxis kein Finanzinstitut si-
cherstellen, dass nicht eine seiner Verpflichtungen durch einen Gläubigerwechsel auf ein nichtteilneh-
mendes Institut übertragen wird. Natürlich muss das Institut bei der Begleichung der Verpflichtung die
entsprechende Meldung erstatten bzw. die Quellensteuer zum Abzug bringen. Das in Absatz 2 statuierte
Verbot geht insbesondere auch viel weiter als die Regelungen von FATCA und kommt einem partiellen
Berufsverbot gleich. In der Praxis ist dies nicht umsetzbar. Wir empfehlen, dieses Verbot ersatzlos zu
streichen.

Falls eine entsprechende ersatzlose Streichung kein gangbarer Weg darstellen sollte, schlagen wir als
Alternative eine angepasste Formulierung von Art. 7 Abs. 2 FATCA-Gesetz vor, indem auf eine harte
Regel bzgl. Zustimmung bei neuen Obligationen oder Kontobeziehungen verzichtet bzw. eine Formulie-
rung wie „sofern zumutbar, operativ möglich“ gewählt wird. Dieser Punkt ist entsprechend im MoU mit
den USA zu regeln.

Artikel 8
Das Gesetz verpflichtet die Finanzinstitute, dem IRS die Daten von US-Personen, deren Zustimmung
vorliegt, zu melden. Das Gesetz schreibt den Finanzinstituten vor, dass dies nach US-Recht erfolgen
soll.

Die Final Regulations sehen für die Berechnung der Account Values teilweise ein Wahlrecht vor. So
kann beispielsweise ein Versicherer den Barwert der Rentenversicherung entweder nach US-Recht er-
mitteln (IRC 7520) oder den Barwert unter Verwendung der lokalen Sterbetafeln und Zinssätze berech-
nen. Aufgrund des Wortlauts von Art. 8 FATCA-Gesetz würde dieses Wahlrecht für schweizerische Le-

  
   



6/8

bensversicherer eingeschränkt. Wir empfehlen deshalb, den Verweis „gemäss dem anwendbaren US-
Recht“ ersatzlos zu streichen.

Weitere Bemerkungen zum 3. Abschnitt
Wir empfehlen, im 3. Abschnitt die Probleme in Zusammenhang mit der Meldepflicht explizit zu adressie-
ren. Dazu gehören die Problematik des eingangs erwähnten Art. 271 StGB sowie datenschutzrechtliche
Probleme und potentielle Kollisionen mit betroffenen Berufsgeheimnissen. Als besonders problematisch
erachten wir die Meldepflicht bezüglich US-Personen, die nicht Kunden des Finanzinstituts sondern le-
diglich wirtschaftlich Berechtigte sind. Dies ist bspw. beim unwiderruflich Begünstigten an einer Kapital-
oder Rentenversicherung der Fall. Ebenfalls meldepflichtig ist die Bank oder der Versicherer bei „Entity-
Accounts“, Treuhandkonten und dergleichen, die von US-Personen gehalten werden. Gemäss Abkom-
men und Gesetzesentwurf muss das Finanzinstitut deshalb die Daten von Nichtkunden an den IRS mel-
den. Wir würden es begrüssen, wenn sowohl das Finanzinstitut als auch allfällig involvierte Drittpersonen
(bspw. Anwälte, Treuhänder etc.) im Gesetz eine explizite Ermächtigung zur Datenweitergabe erhalten
würden.

4. Abschnitt: Informationsaustausch

Artikel 9
Keine Bemerkungen

Artikel 10
Die Fristen erachten wir als zu knapp bemessen. Wir empfehlen, die Fristen auf mindestens 30 Tage zu
verlängern.

Bezüglich der Vorgabe der „elektronischen Datenübermittlung“ verweisen wir darauf, dass unter Um-
ständen die Daten nicht elektronisch vorhanden sind. Überdies ist das Format nicht vorgegeben. Die
elektronische Übermittlung kann massive Anpassungen von IT Schnittstellen und Systemen mit sich
bringen. Aufgrund der kurzen Fristen müssten sich faktisch alle Finanzinstitute in der Schweiz auf eine
mögliche Datenübermittlung vorbereiten. Wir gehen davon aus, dass es sich in der Praxis um Einzelfälle
handelt, womit der Aufwand in einem krassen Missverhältnis zum Ertrag stehen würde. In diesem Sinne
empfehlen wir, den Begriff „elektronisch“ ersatzlos zu streichen und eine physische Übermittlung zuzu-
lassen.

Artikel 11
Keine Bemerkungen

Artikel 12
Eine Übermittlung von Kontodaten in die USA ohne eine Schlussverfügung erachten wir als problema-
tisch. Das Rechtschutzinteresse des unbekannten Kontoinhabers ist im Art. 12 nur ungenügend ge-
schützt.
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Artikel 13
Keine Bemerkungen

5. Abschnitt: Quellensteuer

Artikel 14 – Absatz 1
Das Finanzinstitut hat in gewissen Fällen die Pflicht, eine Quellensteuer einzubehalten. Für diese Fälle
benötigt das Finanzinstitut einen zeitlichen Vorlauf. Wir empfehlen, dass die EStV in Art. 14 dazu ver-
pflichtet wird, dem betroffenen Finanzinstitut mindestens 30 Tage vor Ablauf der Frist von acht Monaten
zu melden, dass auf dem entsprechenden Konto eine Quellensteuer einbehalten werden muss.
Die EStV hat gemäss Gesetz eine Informationspflicht. Sie meldet das Datum der effektiven Informati-
onsübermittlung „so rasch wie möglich“. „So rasch wie möglich“ ist durch eine Frist von innert 5 Tagen
nach erfolgter Informationsübermittlung zu ersetzen.

Artikel 14 – Absatz 2 und 3
Gemäss der vorliegenden Formulierung ist nicht restlos klar, ob die Pflicht zur Erhebung einer Quel-
lensteuer rückwirkend besteht. Dies wäre insbesondere dann problematisch, wenn der Kunde in der
Zwischenzeit die Geschäftsbeziehung mit dem Finanzinstitut aufgelöst hat.
Wir empfehlen deshalb, die Quellensteuerpflicht eindeutig auf Erträge zu beschränken, welche nach
Ablauf der achtmonatigen Frist erzielt werden. Mit der in Absatz 1 vorgeschlagenen Frist von 30 Tagen
vor Ablauf der Meldefrist von 8 Monaten hat das Finanzinstitut die benötigte Vorlaufzeit, die ein Quel-
lensteuerabzug und die Überwälzung auf den Kunden verlangt.

Artikel 15
Wir verweisen auf die Bemerkungen zu Art. 14 Abs. 2 und 3.

6. Abschnitt: Strafbestimmungen

Artikel 16 bis 18
Die Strafbestimmungen beinhalten Bussen für die Verletzung von Pflichten, die gemäss dem Abkommen
bestehen. Beim Abkommen handelt es sich um einen zwischenstaatlichen Vertrag, der auf die Finanzin-
stitute nur indirekte Wirkung entfalten kann. Wir empfehlen deshalb, die Strafbestimmungen auf Pflicht-
verletzungen, die sich direkt aus dem FATCA-Gesetz ergeben, zu beschränken. Bezüglich der Registrie-
rungspflicht wäre dies bspw. nicht ein Verweis auf Art. 3 Abs. 1 des Abkommens sondern vielmehr ein
Verweis auf Art. 4 FATCA-Gesetz.

Sodann ist zu beachten, dass die Anwendung einzelner FATCA-Regelungen nicht immer eindeutig ist
bzw. diese über die Zeit laufend interpretiert werden müssen. Es besteht insbesondere Interpretations-
spielraum bei der Auslegung von Begrifflichkeiten, was insbesondere damit zu tun hat, dass diese ihren
Ursprung im amerikanischen Rechtsverständnis haben.
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Es ist deshalb für die durch das Abkommen resp. durch das FATCA-Gesetz (potentiell) verpflichteten
Unternehmen wichtig, jeweils Klarheit zu haben, ob die Regelungen resp. die einzelnen Pflichten über-
haupt für sie zur Anwendung gelangen. Da ein Staatsvertrag vorliegt, den die Schweiz ausgehandelt hat,
muss es möglich sein, dass von der EStV verbindliche und rechtsbeständige Auskünfte bzgl. dieses
Abkommens eingeholt werden können. Dies gilt insbesondere bezüglich der Fragen im Zusammenhang
mit dem Anwendungsbereich einzelner Verpflichtungen, welche eben auch strafbedroht sind (insbeson-
dere auch bzgl. der eigentlichen Registrierungspflicht als FFI). Entsprechend ist dafür zu sorgen, dass
der Bundesrat zum einen auf dem Weg des FATCA-Gesetzes die intern-rechtliche Grundlage für solche
Auskunftsbegehren schafft als auch im Rahmen der Verhandlungen des MoU die entsprechende ver-
bindliche Klärung in geeigneter Weise vorsieht.

Vorschläge:
 Es muss eine Möglichkeit geschaffen werden, Auslegungsfragen betreffend das Abkommen verbind-

lich und rechtsbeständig mit der EStV lösen zu können, damit für die schweizerischen Unternehmen
Rechtssicherheit besteht. Dabei muss insbesondere auch eine Auskunft/Konsultation für Revisions-
gesellschaften möglich sein.

 Die EStV oder das SIF sollten eine verbindliche Anweisung oder Wegleitung herausgeben, welche
Gesetzesquellen bspw. bei Auslegungsfragen oder Inkonsistenzen heranzuziehen sind.

Artikel 19
Keine Bemerkungen

7. Abschnitt: Schlussbestimmungen

Artikel 20 - 22
Keine Bemerkungen

Wir möchten uns nochmals für die Möglichkeit zur Stellungnahme bedanken und hoffen, Ihnen mit die-
sen Informationen zu dienen.

Mit freundlichen Grüssen
TREUHAND-KAMMER

Dr. Markus R. Neuhaus
Präsident Fachgruppe Steuern
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Widersprüche auf; es fehlt dem gesamten Regelwerk an Homogenität: Die 
innerstaatliche Vereinbarung zwischen den USA und der Schweiz verstärkt die 
Rechtsunsicherheit, welcher die Schweizer Finanzinstitute bei der Implementierung 
von FATCA in der Schweiz ausgesetzt sind, anstatt diese zu vereinfachen. Das EFD 
sollte daher möglichst bald die wichtigen Punkte der staatlichen Vereinbarung mit den 
amerikanischen Behörden weiter präzisieren. Dies würde auch eine spätere 
diskretionäre Interpretation seitens der Amerikaner verhindern oder zumindest 
einschränken. Es muss Sorge getragen werden, dass IGA 2 Banken keinesfalls 
gegenüber IGA 1 Banken benachteiligt werden. 
 
Das Umsetzungsgesetz hat zum Ziel, schweizerische Finanzinstitute zur Teilnahme 
an FATCA zu verpflichten, sowie die nötigen juristischen Voraussetzungen zu 
schaffen, damit Kundendaten von Schweizer Banken an die USA übermittelt werden 
dürfen. Das vorliegende Umsetzungsgesetz geht aber deutlich über dieses Ziel 
hinaus. Bestehende Vorgaben aus den Final Regulation resp. dem zwischen-
staatlichen Abkommen werden zu grosszügig und zu wenig präzise integriert bzw. 
übernommen, es werden neue und unseres Erachtens unnötige schweizerische 
Strafbestimmungen erlassen, und die ESTV erhält eine dominante Rolle bei der 
Aufsicht über schweizerische Finanzinstitute. Anforderungen sollten moderater 
ausgestaltet und vermehrt in den Aufsichtsbereich der FINMA integriert werden. 
 
Ein weiteres Anliegen ist die Erarbeitung einer Wegleitung zum Abkommen, welche 
den schweizerischen Finanzinstituten eine gewisse Hilfestellung bei der praktischen 
Umsetzung bieten würde. Dies sollte mit dem Internal Revenue Service (IRS) 
abgesprochen werden. Ausserdem wäre es hilfreich, wenn die notwendigen 
Formulare und Dokumentationen, die neben einer gewissen Rechtssicherheit auch 
einen Effizienzgewinn bringen, frühzeitig zur Verfügung gestellt würden. 

 
2. Bemerkungen zum legislativen Prozess 
 

Schweizerische Finanzinstitute, die nicht gemäss Anhang II des Abkommens als 
FATCA-befreit oder als zertifizierte FATCA-konforme Finanzinstitute behandelt 
werden, müssen bis 31. Dezember 2013 mit dem IRS einen FFI-Vertrag abschliessen. 
 
Das „FATCA Registration Portal“, welches der IRS für die Registrierung als FATCA-
konforme Finanzinstitution zur Verfügung stellen wird, öffnet am 15. Juli 2013. Mit der 
Registrierung erhalten die schweizerischen Finanzinstitute die FATCA-Kennnummer 
(GIIN). Die Registrierung muss spätestens bis 25. Oktober 2013 erfolgen, damit ein 
FATCA-konformes Finanzinstitut im entsprechenden IRS Verzeichnis am 2. 
Dezember 2013 veröffentlicht und weltweit als FATCA-konforme Finanzinstitution 
erkannt wird. Der Artikel 4 des Abkommens erteilt für den Abschluss eines FFI-
Vertrags bzw. für die entsprechende Registrierung eine Bewilligung, damit FATCA-
konforme Finanzinstitutionen nicht den Strafbestimmungen von Artikel 271 StGB 
unterliegen. Wie den Vernehmlassungsunterlagen zu entnehmen ist, kann ein 
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Finanzinstitut sich erst straffrei registrieren, wenn das Gesetz / das Abkommen in 
Kraft gesetzt bzw. ratifiziert wurde. Nach dem ordentlichen legislativen Prozess ist das 
frühestens im Herbst 2013 der Fall, dies nach Verstreichung der Referendumsfrist und 
des Inkraftsetzungsaktes durch den Bundesrat. 
 
Deshalb muss alles getan werden, dass die Schlussabstimmung im Parlament 
möglichst frühzeitig angesetzt werden kann. Dadurch würde der Fristenlauf für das 
Referendum rechtzeitig beginnen, damit nach Inkrafttreten von Abkommen und 
Umsetzungsgesetz die erforderliche Zeit für die Registrierung quasi in den letzten 
paar Tagen noch vor dem 25. Oktober 2013 gewährleistet wäre. 
 
Mit Schreiben vom 14. Februar 2013 hat die Vorsteherin des Eidgenössischen 
Finanzdepartements, Frau Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf, im Rahmen der 
Vernehmlassung darauf hingewiesen, dass sich schweizerische Finanzinstitute selbst 
dann ab 1. Januar 2014 FATCA unterwerfen müssen, wenn das FATCA-Abkommen 
nicht rechtzeitig in Kraft tritt. Finanzinstitute richten ihre Weisungen, Prozesse und 
Kontrollen sinnvollerweise bereits nach den Regelungen im Staatsvertrag aus. Sollte 
dieser nicht oder nicht rechtzeitig in Kraft treten, müsste kurzfristig oder für eine 
Übergangsfrist auf die FATCA Regulierung umgestellt werden. Dies stellt ein 
erhebliches Kosten-, Umsetzungs- und Zeitfaktorrisiko für die schweizerische 
Finanzinstitute dar. Auch deshalb ist zeitgerecht Rechtssicherheit erforderlich. 

 
3. Themenspezifische Bemerkungen 
 
3.1 Deemed Compliant FFI 

Als besonderer Status ist der local FFI vorgesehen. 98% der beim local FFI 
deponierten Vermögenswerte müssen von Kunden aus der EU oder der Schweiz 
stammen. Zudem darf der FFI keine Niederlassung ausserhalb der Schweiz haben. 
Für uns stellt sich die Frage, weshalb bei den Niederlassung der geographische Raum 
nicht auch auf die EU ausgeweitet worden ist und folglich Banken, welche 
Niederlassungen nur im EU-Raum haben, ebenfalls vom local-FFI-Status profitieren 
könnten. Dieser Punkt sollte in einem definitiven Abkommen berücksichtigt werden.  
 
Die Kriterien, nach denen die 98% kalkuliert werden, sind durch FATCA bisher 
nirgends explizit geregelt. Insbesondere lässt der Text offen, ob die Beurteilung von 
Vermögen anhand des effektiv Nutzungsberechtigten oder des formalen 
Kontoinhabers erfolgt. Logisch wäre unseres Erachtens der effektiv 
Nutzungsberechtigte. 
 
Zusätzlich wäre es hilfreich, wenn zur Berechnung der 98%-Grenze nicht an den 
Status der residents angeknüpft werden würde, sondern an die Nationalität. Dies hätte 
zur Folge, dass Schweizer Bürger, die ausserhalb der EU leben, nicht unter diese 
Grenze fallen würden und weiterhin betreut werden könnten. Ausserdem ist es 
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verwunderlich, dass EFTA-Mitgliedstaaten nicht erwähnt werden, diese sind ebenfalls 
europäisch und könnten in die Deemed-Compliant-Regelung integriert werden. 

 
3.2 Überprüfungsverfahren 

Bei einem Überprüfungsverfahren unterliegen die vorbestehenden Privatkonten je 
nach Höhe des Saldos entweder der elektronischen Suche oder der manuellen 
Suche. Für die Firmenkonten (die preexisting Entity Accounts) wird nicht präzisiert, ob 
die Überprüfung auf elektronischem oder manuellem Weg vorgenommen werden 
muss. Wenn es sich dabei um eine beabsichtigte Auslassung handelt, bedeutet dies, 
dass die Finanzinstitute die Gesamtheit der Firmenkonten, deren Saldo mehr als USD 
250‘000 beträgt, einer manuellen Überprüfung unterziehen müssen. Es sollte ein 
Überprüfungsverfahren ähnlich demjenigen für die privaten Konten, welches eine 
Suche auf elektronischem Weg erlaubt, in Erwägung gezogen werden, um die 
Arbeitslast der Finanzinstitute zu erleichtern. 
 
Aus dem Abkommen geht nicht zweifelsfrei hervor, ob die bestehende QI-
Dokumentation verwendet werden darf. Dieser Punkt sollte geklärt werden. Unserer 
Meinung nach wäre es sachgerecht, dass Kunden, welche nach dem QI-Abkommen 
korrekt dokumentiert worden sind (W-8BEN oder vergleichbare Dokumentation), 
weder dem elektronischen noch dem manuellen Indizienprozess unterworfen werden 
müssen. 

 
3.3 Informationsaustausch 

In Art. 5 Abs. 3 lit. a des IGA ist vorgesehen, dass bei Gruppenanfragen das 
Finanzinstitut 10 Tage Zeit hat, um der ESTV die geforderten Informationen zu liefern. 
Vor allem da die Gruppenanfragen eine grössere Anzahl Konten betreffen können, ist 
diese Frist zu kurz. Wir beantragen, diese Frist zu verlängern und sie eventuell von 
der Menge der nachgefragten Konten abhängig zu machen. 

 
3.4 Kontoschnelleröffnung 

Nach unserem Verständnis der zwischenstaatlichen Vereinbarung müssen Waiver 
und TIN in Zukunft zwingend vorliegen, bevor ein Konto eröffnet werden darf. 
Erfahrungsgemäss liegt jedoch eine TIN-Nummer bei Soforteröffnung eines Kontos in 
der Regel nicht vor.  
 
Eine Lösung wäre die Anerkennung einer TIN-Beantragung. Der Kunde könnte mit 
Formular SS-5 oder W-7 nachweisen, dass er eine TIN beantragt hat. Gemäss 
Instructions zu Formular W-9 kann ein Kunde in solchen Fällen "applied for" 
einsetzen. Ein Formular W-9 mit der Bemerkung "applied for" sollte mit dem 
Nachweis, dass ein Antrag gestellt worden ist (Kopie SS-5 oder W-7) angenommen 
werden können. Ein Konto sollte somit ohne weiteres auch ohne Vorliegen einer TIN 
eröffnet werden können. 
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3.5 Strafbestimmungen 
Es erscheint uns unangemessen, dass die ESTV im Zusammenhang mit FATCA 
Bussen aussprechen kann. Ein Missachten der FATCA-Bestimmungen würde zum 
Ausschluss vom globalen Interbanken-Markt führen und zivilrechtliche Sanktionen 
seitens der IRS wären wahrscheinlich. Diese möglichen Konsequenzen reichen 
unseres Erachtens bereits aus, um schweizerische Finanzinstitute zu disziplinieren. 
 
Es erscheint uns auch nicht sachgerecht, dass dem IRS jegliche Verstösse, die zu 
einer Busse führen – also auch VSB/GwG-Verfahren – gemeldet werden müssen. Wir 
beantragen, diese Regelung zu streichen. Es darf unseres Erachtens nur um die 
korrekte Einhaltung von FATCA gehen. 
 
Sollten die vorgeschlagenen Strafbestimmung trotzdem realisiert werden, weisen wir 
darauf hin (als logische Konsequenz), dass der ESTV, mit der Möglichkeit Bussen zu 
verteilen, auch die Aufgabe zukommt, verbindliche Auskünfte bei Fragen mit 
Interpretationsspielraum geben zu können. 
 

3.6 Die Rolle der ESTV 
Das Gesetzesprojekt räumt der ESTV eine vorherrschende Rolle ein, insbesondere im 
Hinblick auf die vorgenannten Sanktionen und Strafen. Anscheinend wird der ESTV 
dadurch faktisch die Aufgabe erteilt, die Banken zu beaufsichtigen, welche der 
Einhaltung von FATCA unterworfen sind. Nun sehen aber sowohl die 
Reglementierung als auch das bilaterale Abkommen Schweiz – Vereinigte Staaten, 
und zweifelsohne auch die zukünftigen Verträge zwischen den einzelnen Instituten 
und der IRS, bereits ein Erfordernis der Beaufsichtigung und Zertifizierung vor, und 
zwar mit der Möglichkeit für den IRS, im Fall von Zweifeln oder der Feststellung eines 
Verstosses direkt bei den Schweizer Banken zu ermitteln. Darüber hinaus bleiben die 
Schweizer Banken in ihren laufenden Aktivitäten, in welche die FATCA-Regeln sich 
integrieren werden, den Anforderungen und Sanktionen der FINMA unterworfen. 
Aufgrund dieser Tatsache scheint es uns nicht notwendig zu sein, eine bedeutendere 
Rolle der ESTV hinsichtlich der Beaufsichtigung von FATCA vorzusehen. Es würde 
sich darüber hinaus empfehlen, die zukünftige Rolle der FINMA auf diesem Bereich 
klarzustellen (Prinzipien der Beaufsichtigung, Kontrollmittel…). 

 
4. Technische Bemerkungen 
 
4.1 Fehlende Präzision 

Manche Definitionen weichen von einem Dokument (IGA 1 / IGA 2 / Final Regulations) 
zum anderen ab, und eine einheitliche Klassifizierung der verschiedenen 
Rechtsgebilde ist unmöglich. Zum Beispiel sind die Definitionen einer FFI und einer 
„Investment Entity“ im IGA 2 enger gefasst als die Definitionen in den Final 
Regulations. Ein anderes Beispiel sind die Familientrusts, Stiftungen und 
Sitzgesellschaften, die a priori als passive Non-Financial Foreign Entities (passive 
NFFEs) gelten, wenn sie in einem Land inkorporiert sind, das ein IGA unterzeichnet 
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hat, wohingegen diese Rechtsgebilde unter den Final Regulations als „Investment 
Entities“ behandelt werden. Ein Abgleich dieser verschiedenen Definitionen erscheint 
uns unter der Optik Einheitlichkeit / Gleichbehandlung / Rechtssicherheit zwingend. 
 
Die Qualifizierung eines durch eine Schweizer Finanzinstitution unterhaltenen 
Representative Office, das in einem Hoheitsgebiet eingetragen ist, welches kein 
Übereinkommen mit den Vereinigten Staaten unterzeichnet hat (IGA 1 oder 2), ist 
nicht klar. Unter der Ordnung des IGA 2 muss der gesamte Konzern FATCA compliant 
sein (Stammhaus, Tochtergesellschaft, Niederlassung und Representative Office). 
Jedoch fehlt der Klassifikationstest eines Representative Office im Sinne des IGA 2, 
weil es die Kriterien von keiner Kategorie in diesem Übereinkommen erfüllt, weder die 
eines FI noch die eines NFFE. 
 
IGA 2 verweist auf die Empfehlungen der FATF für die Auslegung von zwei nicht in 
dem Übereinkommen definierten Begriffen. Der in Art. 2 Abs. 1 Ziffer 11 erwähnte 
Begriff „Investmentunternehmen“ muss gemäss einer ähnlichen (aber nicht 
identischen) Definition des Begriffs „Finanzinstitution“ in den Empfehlungen der FATF 
ausgelegt werden. Das Gleiche gilt für den Begriff „Personen, welche die Kontrolle 
ausüben“ in Ziffer 32. Da die Definitionen der FATF evolutiv sind, sind weder 
Rechtssicherheit noch eine stabile Anwendung der IRS-Anforderungen gewährleistet. 
 
Die amerikanischen Vorschriften verlangen die Benennung eines „Responsible 
Officer“ für jedes teilnehmende Finanzinstitut, um die konforme Implementierung der 
sich aus FATCA ergebenden Verpflichtungen sicherzustellen. Der „Responsible 
Officer“ muss auch bestätigen, dass kein wesentlicher Fehler auf Seiten des 
Finanzinstituts vorliegt. Es gibt jedoch keine Ausführungen im IGA 2 zur Auslegung 
des Begriffs „material failure“. Dies darf nicht dem Ermessen des IRS überlassen 
werden. 

 
4.2 FATCA-Gesetz Art. 4 Abs. 3 

Die Begriffe „beschränken sich auf die Feststellung“ scheinen im Hinblick auf die 
zahlreichen und sehr detaillierten Anforderungen in dem Abkommen und den 
amerikanischen Bestimmungen nicht ausreichend präzise zu sein. Tatsächlich 
scheinen die von der Bank vorzunehmenden Handlungen nicht klar bestimmt zu sein, 
insbesondere hinsichtlich der bestehenden oder nichtbestehenden Notwendigkeit des 
Erstellens eines Reportings für diese Kunden. 

 
4.3 FATCA-Gesetz Art. 14 Abs. 2 

Der Artikel sieht vor, dass das berichtende schweizerische Finanzinstitut die 
Quellensteuer „gemäss dem anwendbaren US-Recht“ abführt. Diese Erwähnung führt 
zu einem Zweifel hinsichtlich des für diese Abführung anwendbaren Prozentsatzes. Ist 
damit der Prozentsatz der FATCA-Regulierung von 30% gemeint, oder ein anderer 
Quellensteuersatz im Rechtssystem der USA? 
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Vernehmlassung zum FATCA-Abkommen und zum Entwurf des geplanten Bundesge-
setzes betreffend die Umsetzung des FATCA-Abkommens (Umsetzungsgesetz) 

 

Stellungnahme der  
Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS) 

 

Bern, 14. März 2013 

 

FATCA 

1. Ausgangslage 

FATCA ist ein US-amerikanisches Gesetz. Damit strebt die US-Regierung die Offenlegung 
der Vermögenswerte von US-Steuerpflichtigen bei Finanzdienstleistern in der gesamten 
Welt an. Hundertausende von ausländischen Finanzdienstleistern, also auch Schweizer 
Banken, müssen somit den US-amerikanischen Steuerbehörden IRS ab 2014 periodisch 
und automatisch die Identität und die Vermögenswerte der von ihnen betreuten US-Kunden 
melden.  

Als Druckmittel für die Durchsetzung von FATCA dient den USA eine neue 30%-ige Quel-
lensteuer, welche auf sämtlichen Erträgen und Verkaufserlösen aus US-
Wertschriftentransaktionen erhoben wird und die nur vermieden werden kann, wenn der Fi-
nanzdienstleister mit dem IRS einen Vertrag abschliesst, worin er sich zur Einhaltung der 
FATCA-Vorschriften verpflichtet. FATCA basiert damit auf Verträgen zwischen den ameri-
kanischen Steuerbehörden IRS und tausenden von nicht-amerikanischen Finanz-
dienstleistern. Andere Staaten sind nicht Bestandteil des FATCA-Grundkonzeptes. 

Auf Wunsch der Schweiz haben die USA mit der Schweiz am 14. Februar 2013 das schwei-
zerisch-amerikanische FATCA-Abkommen unterzeichnet. Tatsächlich sind die USA dar-
auf angewiesen, zur Durchsetzung von FATCA mit den wichtigsten Ländern Staatsverträge 
abzuschliessen.1 Das Abkommen soll schweizerischen Finanzinstituten  Erleichterungen bei 
der Umsetzung von FATCA ermöglichen. Zur Durchsetzung des Abkommens in der Schweiz 
will der Bundesrat das FATCA-Gesetz verabschieden. 

                                                            

1 Die USA stehen mit rund 50 Staaten in Verhandlungen über «abgespeckte» Varianten. FATCA ist nicht nur für die Banken 
im Ausland, sondern auch für die amerikanischen Behörden selbst ein administratives Ungeheuer. Ohne solche Abkommen 
wären die US-Behörden offensichtlich nicht in der Lage, die FATCA-Gesetzgebung im Ausland durchzusetzen. 
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2. Kritik am amerikanischen FATCA- Gesetz 

Das amerikanische Gesetz ist ein übles amerikanisches Machwerk, „sheer idiocy“, „reine 
Idiotie“2. Es unterwirft Banken und andere Finanzdienstleiter in anderen Ländern dem ameri-
kanischen Recht, indem die Banken faktisch gezwungen werden, mit der amerikanischen 
Steuerbehörde einen Vertrag über Lieferung von Daten amerikanischer Kunden abzu-
schliessen. Dieses Vorgehen widerspricht den Grundsätzen der internationalen Zusammen-
arbeit. Die USA verfügen aber auf Grund  politischer und wirtschaftlicher Fakten zur Zeit 
wohl über die Macht zur Durchsetzung ihres Willens. Schon bisher bestehen ähnliche  Ver-
einbarungen „Qualified Intermediary (QI) Agreements“, die allerdings weniger weit gehen als 
FATCA. 

Mit dieser Situation müssen auch schweizerische Banken leben. Die Mehrzahl wird mit den 
amerikanischen Steuerbehörden FATCA-Verträge abschliessen. Lokalbanken  hätten theo-
retisch die Möglichkeit, keine amerikanische Kunden zu akzeptieren und für ihre Kunden 
keine amerikanischen Wertpapiere zu verwalten. Dann bräuchten sie auch keinen FATCA-
Vertrag mit dem IRS abzuschliessen. Anhang II zum Staatsvertrag verpflichtet allerdings 
„Finanzinstitute mit Lokalkundschaft“ faktisch dazu, US-Personen, die in der Schweiz ansäs-
sig sind („Expats“), als Kunden zu akzeptieren.3 Der Verzicht auf amerikanische Wertpapiere 
stellt auch für kleinere Schweizer Banken eine massive Einschränkung der Anlagemöglich-
keiten dar. Für die Mehrzahl der Schweizer Banken heisst die Frage damit  nicht „FATCA 
oder kein FATCA?“   

3. Kritik am amerikanisch-schweizerischen FATCA Abkommen 

Für die Banken und für die Schweiz als souveränen Staat stellt sich dagegen die Fragen: 
„FATCA mit oder ohne Staatsvertag zwischen der Schweiz und den USA?“ Der Bundesrat 
begründet seine Zustimmung zum Staatsvertrag mit „Vereinfachungen" und „Erleichterun-
gen“ für die schweizerischen Finanzinstitute. Die vom Bundesrat behaupteten Erleichterun-
gen sind allerdings bescheiden, oft unklar, und wohl grossenteils auch ohne Staatsvertrag 
erhältlich. Beispielsweise wären die im Anhang II zum Abkommen erwähnten „befreiten Nut-
zungsberechtigten“ auch ohne Staatsvertrag den FATCA-Regeln nicht unterworfen: Die 
Bundesregierung, die Kantone, die Nationalbank, die AHV etc. Das Gleiche dürfte zutreffen 
für die „als FATCA-konform erachteten, registrierten oder zertifizierten Finanzinstitute“. Das 
Gleiche gilt für die im Anhang II genannten „befreiten Produkte“.  

Dagegen sind die Nachteile des Abkommens für die Schweiz als souveränen Staat gross 
und einschneidend:  

                                                            

2 Herman B. Bouma, 11 Reasons Why FATCA Must Be Repealed. Tax Management International Journal. 
http://americansabroad.org/files/3113/5691/0777/elevenreasons.pdf 
3 Siehe Anhang II, II.A, Ziff. 1, Bst. j. Vgl. dazu auch NZZ vom 4.12.2012, „Fatca-Abkommen zwischen der Schweiz und den 
USA“. 
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• Das FATCA Abkommen weicht das Bankgeheimnis weiter auf. Das passiert auch ohne 
das Abkommen, aber mit dem Abkommen gibt die Schweiz ihren Segen dazu. So steht 
im Abkommen „In Erwägung, dass die Schweiz in der Erwartung […] die Einführung von 
FATCA unterstützt“. Wenn die Schweiz die Einführung von FATCA unterstützt, kann sie 
kaum andere ähnliche Begehren nicht unterstützen. 

• Artikel 1 des Abkommens nennt als dessen Zweck „FATCA in Bezug auf alle schweizeri-
schen Finanzinstitute umzusetzen.“ Damit nimmt die Schweiz FATCA  nicht als unver-
meidbares Ärgernis hin, sondern unterstützt dessen Umsetzung aktiv. Damit wird die Er-
füllung des amerikanischen Gesetzes zu einer Pflicht nach Schweizer Recht. Siehe 
FATCA-Gesetz Art. 1 Bst. a. Zuwiderhandlung wird nach Schweizer Recht bestraft. Zu 
den Verpflichtungen der Schweiz im Einzelnen siehe Artikel 3 des Abkommens. 

• Mit FATCA-Abkommen und FATCA-Gesetz erhebt die Schweiz ein unsinniges amerika-
nisches Steuergesetz zum schweizerischen Recht. So zwingt die Eidgenossenschaft die 
Banken zur Erhebung einer amerikanischen Quellensteuer von 30 Prozent auf dem Ver-
kaufserlös amerikanischer Wertschriften durch einen Schweizer Bürger bei einer Schwei-
zer Bank in der Schweiz. Damit entbindet es die amerikanischen Behörden von der tech-
nisch aufwendigen und schwierigen Veranlagung und Einziehung der Quellensteuer mit 
eigenen Mitteln. 

• Die Verpflichtung kleiner schweizerischer Lokalbanken, in der Schweiz ansässige ameri-
kanische Staatsbürger als Kunden zu akzeptieren4, privilegiert die Amerikaner gegenüber 
allen anderen Nationalitäten. Keine schweizerische Bank ist bisher verpflichtet, Personen 
einer bestimmten Nationalität als Kunden zu akzeptieren. 

• Das FATCA-Abkommen gibt der Erfüllung amerikanischer Gesetzesregeln Priorität über 
Schweizer Recht. So hebt beispielsweise Artikel 4 des Abkommens den Artikel 271 des 
schweizerischen Strafgesetzbuches (Verbotene Handlungen für einen fremden Staat) zu 
Gunsten der USA auf. Die Rechtmässigkeit dieser generellen Aufhebung eines Straftat-
bestandes ist umstritten. 

• Faktisch bedeutet FATCA den automatischen Informationsaustausch, auch wenn das 
formell leicht vernebelt wird. Der automatische Informationsaustausch ist kein anerkann-
ter internationaler Standard, der von der Schweiz zu beachten wäre. Zudem lehnt  der 
Bundesrat offiziell den automatischen Informationsaustausch ab.  

• Der Vertrag soll „dynamisch“ sein. Ändere die USA ihre Regeln, gelten die Regeln auto-
matisch ohne Änderung des Staatsvertrags.5 

                                                            

4 Anhang II, II.A, Ziff. 1, Bst. j. 
5 NZZ vom 14.2.2013. Eine noch nicht unterzeichnete Zusatzvereinbarung soll diesen Punkt noch konkretisieren. 
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• Die Schweiz hat für das Eingehen des Vertrages von den USA keine Gegenleistung er-

halten. Die Schweiz hat die gewünschte Regelung der Vergangenheit nicht erreicht.6 Die 
in der Präambel zum Vertrag genannte Verstärkung der „gegenseitigen Unterstützung in 
Steuersachen“ ist hohles diplomatisches Geschwätz.   

4. Auswirkungen des Abkommens und des Gesetzes auf andere Länder 
 

• Das Abkommen mit den USA hat Präzedenz-Wirkungen auf andere Länder, insbesonde-
re auf die steuerlichen und anderen Regelungen mit der EU. 

• Die EU will von der Schweiz den automatischen Informationsaustausch in Steuersachen, 
obschon dieser keinen international anerkannten Standard bildet. Wenn die Schweiz den 
automatischen Informationsaustausch den USA faktisch gewährt, wird sie ihn der EU 
nicht verweigern. 

• Die EU verlangt von der Schweiz die „dynamische Übernahme“ neuen EU-Rechts. Wenn 
die Schweiz den USA die „dynamische Übernahme“ neuer Regeln zugesteht, wird sie 
diese der EU nicht verweigern. 

 
5. Schlussfolgerungen 

Das FATCA-Abkommen und das FATCA-Gesetz bringen den schweizerischen Finanzinstitu-
ten im besten Falle  minime Erleichterungen. Der Schweiz als souveränes Land bringt das 
Abkommen nur Nachteile. 

Aus diesen Gründen sind Gesetz und Abkommen abzulehnen. 

 

  

Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS) 
Geschäftsstelle: 
AUNS 
Postfach 669 
3000 Bern 31 
 
Telephon: 031 356 27 27, E-Mail: info@auns.ch 
 
Geschäftsführer:  
Werner Gartenmann, Mobil 079 222 79 73, E-Mail: gartenmann@auns.ch 
 

                                                            

6 NZZ vom 4.12.2012. „Im September hatte Bundespräsidentin Eveline Widmer-Schlumpf noch erklärt, die Schweiz werde 
ein Fatca-Abkommen nur unterschreiben, wenn man sehe, dass es beim Steuerstreit mit den USA eine Lösung gebe.“ 

         
       

       



 
 
vernehmlassungen@sif.admin.ch 

 

 

 

Bern, den 15. März 2013 

Verkürzte Vernehmlassung zum FATCA-Abkommen und zum Entwurf des geplanten 
Bundesgesetzes betreffend die Umsetzung des FATCA-Abkommens 
(Umsetzungsgesetz) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Bürgerlich-Demokratische Partei Schweiz bedankt sich für die Möglichkeit der Stellungnahme zur 
Vernehmlassung zum FATCA-Abkommen. 

Die BDP betrachtet das FATCA-Abkommen als eine nötige und pragmatische Lösung und begrüsst 
den Abschluss der Verhandlungen zwischen der Schweiz und den USA grundsätzlich. Im Rahmen 
des Möglichen wurden Gestaltungsmöglichkeiten berücksichtigt und eine praxisgerechte Umsetzung 
ausgehandelt.                                                                                                                                            

Das am 14. Februar 2013 in Bern unterzeichnete Abkommen verhilft den schweizerischen 
Finanzinstituten zu Erleichterungen bei der Umsetzung der amerikanischen Steuergesetzgebung und 
ist für die BDP eine nötige und pragmatische Lösung. Der Abschluss des FATCA-Abkommens ist 
Ausdruck der Bemühungen, für den Finanzplatz Schweiz weiterhin optimale Rahmenbedingungen zu 
gewährleisten und unser Land nicht vom amerikanischen Kapitalmarkt auszuschliessen. FATCA dient 
in erster Linie der Durchsetzung der weltweiten Transparenz und nicht der Erhebung von zusätzlichen 
Steuern.  

Die BDP begrüsst es, dass die Schweiz und die USA mit  Modell 2 ein Abkommen zur erleichterten 
Umsetzung von FATCA unterzeichnet haben. Im Schweizer Abkommen findet kein automatischer 
Datenaustausch zwischen den staatlichen Behörden statt, sondern es stellt sicher, dass Konten von 
US-Personen entweder mit Zustimmung des Kontoinhabers oder über den Amtshilfeweg mittels 
Gruppenanfragen an die US-Steuerbehörden gemeldet werden. Ein weiterer Punkt, der für die BDP 
zentral ist. 

Für die BDP ist es zudem wichtig, dass die Erleichterungen für Sozialversicherungen, Versicherungen 
und die Sorgfaltspflichten der Banken für die Kundenidentifikation ebenso gelten, wie für Kleinere 
Banken, Schweizer Fonds und externe Vermögensverwalter.  

Bei der Diskussion im Parlament, wird sich die BDP für eine rasche Umsetzung einsetzen. Da FATCA 
in den USA so oder so ab 01.01.2014 schrittweise eingeführt wird, wären die schweizerischen 
Finanzinstitute sonst gezwungen, FATCA ohne Erleichterungen umzusetzen. Dies würde für den 
schweizerischen Finanzplatz eine Benachteiligung gegenüber der ausländischen Konkurrenz 
bedeuten, was in den Augen der BDP unbedingt zu vermeiden ist.  

Die BDP weist allerdings darauf hin, dass das Doppelbesteuerungsabkommen mit den USA immer 
noch nicht vom Senat ratifiziert worden ist. Im Artikel 5, Absatz 1, ist klar enthalten, dass der 
Informationsaustausch erst nach Inkrafttreten des Protokolls erfolgt und nur die Zeit ab dem 
Inkrafttreten des Abkommens betreffen darf. 

 
 

  

mailto:vernehmlassungen@sif.admin.ch


Ebenso ist festzuhalten, dass sämtliche Informationen, die nicht im FATCA-Abkommen erfasst, bzw. 
geregelt sind, oder deren Regelungsumfang sprengen, den Regeln der ordentlichen Amts- oder 
Rechtshilfe zugrunde liegen.  

Wir danken für die wohlwollende Prüfung und Berücksichtigung unserer Überlegungen. 

 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

 

                                                      

 

Martin Landolt, Präsident BDP Schweiz   Hansjörg Hassler, Fraktionspräsident 

 

 

 

 

 

 



CVP SCHWEIZ 
 

 

PH, CVP Schweiz, Klaraweg 6, Postfach 5835, 3001 Bern 

Christlichdemokratische Volkspartei 
 
Klaraweg 6, Postfach 5835, 3001 Bern 
T 031 357 33 33, F 031 352 24 30,  
info@cvp.ch, www.cvp.ch, PC 30-3666-4 

Eidgenössisches Finanzdepartement 
3000 Bern 
 
E-Mail: vernehmlassungen@sif.admin.ch 
 
 
 

 
 
Bern, 7. März 2013 
 
 
Vernehmlassung: FATCA-Abkommen und Bundesgesetz betreffend Umsetzung des 
FATCA-Abkommens 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Sie haben uns eingeladen, zum FATCA-Abkommen und zum Bundesgesetz betreffend der 
Umsetzung des FATCA-Abkommens Stellung zu nehmen. Für diese Gelegenheit zur Mei-
nungsäusserung danken wir Ihnen bestens. 
 
 
Allgemeine Bemerkungen 
 
FATCA ist ein US-Recht, welches extraterritoriale Auswirkungen hat. Auch auf die Schweiz. 
Da der amerikanische Finanzmarkt sehr wichtig ist für die Schweizer Finanzbranche, muss 
die Schweiz alles daran setzen, möglichst gute Bedingungen mit den USA im Bereich der 
Umsetzung von FATCA abzuschliessen. 
 
Die CVP wertet die Aushandlung des FATCA-Abkommens der Schweiz mit den USA als ein 
Verhandlungserfolg. Die USA ist nicht auf ein Abkommen angewiesen. Für die Schweiz 
heisst es hingegen besser ein Abkommen als kein Abkommen. Diverse Bereiche des Ab-
kommens sind aber schwer nachvollziehbar und entsprechen nicht dem schweizerischen 
Rechtsdenken. Auch sind die der Schweiz auferlegten Fristen zur Übermittlung der Daten 
sehr anspruchsvoll.  
 
Die CVP begrüsst, dass das FATCA Modell II nicht einem automatischer Informationsaus-
tausch entspricht und die Zustimmung des Bankkunden zur Herausgabe der Daten notwen-
dig ist. Auch ist die CVP erfreut, dass zumindest Pensionskassen und kleinere Banken von 
FATCA ausgenommen werden.  



Christlichdemokratische Volkspartei 
 
Klaraweg 6, Postfach 5835, 3001 Bern 
T 031 357 33 33, F 031 352 24 30,  
info@cvp.ch, www.cvp.ch, PC 30-3666-4 
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Da eine Verbesserung des Vertrags zur Zeit ausgeschlossen ist, stimmt die CVP in obigem 
Sinne dem Abkommen zu. Wichtig ist, dass die Umsetzung auf den 1. Januar 2014 erfolgt, 
damit der Schweizer Finanzplatz von Anfang an von den Erleichterungen profitieren kann. 
Auch müssen möglichst bald die Details des „Memorandum of Understanding“ bekannt sein. 
 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen 
Grüssen 
 
 
CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ  

 
 
 

Sig. Christophe Darbellay   Sig. Béatrice Wertli 
Präsident CVP Schweiz   Generalsekretärin CVP Schweiz 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berne, le 5 mars 2013 
 

 
 
 
 
 
Madame la Conseillère fédérale,  
Madame, Monsieur, 

Le PEV vous transmet ses remerciements quant à la possibilité de s’exprimer sur l’accord 
mentionné et vous fait volontiers part de ses remarques.  

Considérant le fait que les Etats-Unis ont mis en œuvre une procédure de régulation fiscale et 
considérant que tous les instituts financiers ne participant pas à cette démarche seraient 
contraints de rompre leurs relations, la Suisse estime qu’elle ne peut économiquement et 
financièrement parlant pas permettre à ses instituts financiers de ne pas adhérer à cette 
démarche. Le PEV, observant la nécessité de ces mesures et désirant que la Suisse participe 
aux efforts de transparence fiscale des instituts financiers et des contribuables, soutient par 
conséquent cet accord et la loi fédérale relative obligeant les instituts suisses à se soumettre à 
cette nouvelle réglementation. L’échange automatique d’informations impliqué par cet accord 
correspond à la ligne du PEV en la matière. 

Nous vous remercions pour la prise en compte de notre opinion ainsi que pour le précieux 
travail accompli et vous transmettons, Madame la Conseillère de fédérale, Madame, Monsieur, 
nos salutations distinguées. 

 
PARTI EVANGELIQUE SUISSE (PEV) 
 
 
 
 
Président du Parti Secrétaire général  
Heiner Studer Joel Blunier 
 
 

Parti Evangélique Suisse 

Secrétariat Général 

Nägeligasse 9 

Postfach 294  

3000 Bern 

Tél. 031 351 71 71 

Fax 031 351 71 02 

info@evppev.ch 

www.evppev.ch 

Département fédéral des finances 
 
vernehmlassungen@sif.admin.ch 

Accord entre la Suisse et les Etats-Unis visant à faciliter la mise en œuvre de FATCA et projet de 
loi fédérale sur l’application dudit accord. 

Réponse du Parti Evangélique Suisse (PEV). 

 
    

     



 
FDP.Die Liberalen 
Generalsekretariat 
Neuengasse 20 
Postfach 6136 
CH-3001 Bern 

T +41 (0)31 320 35 35 
F +41 (0)31 320 35 00 
 
info@fdp.ch 
www.fdp.ch 

 

 

FDP.Die Liberalen, Postfach 6136, 3001 Bern  

 
Generalsekretariat EFD 
Eidgenössisches Finanzdepartement 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 

  
Bern, 7.3.2013 
VL FATCA / IG 

 
 
Abkommen zwischen der Schweiz und den USA zur erleichterten Umsetzung von FATCA und Ent-
wurf für ein Bundesgesetz über die Umsetzung dieses Abkommens 
Stellungnahme der FDP.Die Liberalen 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Für Ihre Einladung zur Vernehmlassung der oben genannten Vorlage danken wir Ihnen. Gerne geben wir 
Ihnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis. 
 
FDP. Die Liberalen stimmt dem vorliegenden Entwurf für ein Bundesgesetz über die Umsetzung des Ab-
kommens zwischen der Schweiz und den Vereinigten Staaten von Amerika über die Zusammenarbeit für 
eine erleichterte Umsetzung von FATCA grundsätzlich zu.  
 
Die USA wird FATCA ab dem 1. Januar 2014 einführen. Der mit FATCA einhergehende extraterritoriale 
Unilateralismus und das völlige Ignorieren der Souveränitätsrechte von Staaten, mit denen die USA - wie 
mit der Schweiz - gutnachbarliche Beziehungen unterhält, erachtet die FDP als unübliches, unfreundliches 
und scharf zu kritisierendes Gebaren. Doch die uns interessierende Frage lautet heute ganz einfach: bringt 
der Staatsvertrag zur vereinfachten Umsetzung von FATCA für die Schweiz so gewichtige Verbesserun-
gen, dass eine Zustimmung vorteilhaft ist oder nicht? Wir sind nicht gezwungen, diesen Vertrag zu ratifizie-
ren. Die relevanten Fragen sind: Lohnt es sich für die Schweiz? Was wäre der Schaden, wenn wir nicht 
zustimmen würden? 
 
Schweizer Finanzinstitute müssen sich mit oder ohne FATCA-Vertrag an die neuen US-Regeln halten, 
solange sie auf dem US-Kapitalmarkt aktiv bleiben wollen. Davon betroffen sind nicht nur direkt in den 
USA tätige Finanzinstitute, sondern auch kleinere Banken sowie Pensionskassen und Versicherungen. 
Der vorliegende Staatsvertrag bringt gerade für Versicherungen, Pensionskassen und schwergewichtig 
lokal tätige Banken wichtige Ausnahmebestimmungen. So sind gemäss Vertrag Einrichtungen unseres 
Sozialversicherungssystems (1. Säule) sowie private Vorsorgeeinrichtungen (2. Säule und Säule 3a) expli-
zit von FATCA ausgenommen. Dies schafft Rechtssicherheit für das ganze Vorsorgesystem. Ohne Vertrag 
droht Unklarheit darüber, welche Schweizer Vorsorgelösungen von den USA als solche anerkannt würden 
und welche Lösungen andernfalls neu zu einer Überprüfung von Millionen Versicherter auf sich darunter 
befindliche US-Personen führen würde, mit entsprechenden Auswirkungen auf die Renten.  
 
In erster Linie lokal tätige Finanzinstitute gelten mit dem Vertrag automatisch als FATCA-konform,  sofern 
die Vermögenswerte von in der Schweiz und in der EU ansässigen Kunden mehr als 98 Prozent der ge-
samten verwalteten Vermögenswerte ausmachen und das Institut nicht aktiv Kunden ausserhalb der 
Schweiz anwirbt. Eine Lenzburger Hypothekarbank ist damit bspw. von FATCA-spezifischen Überprü-
fungspflichten entbunden.  Weiter bringt das Abkommen Erleichterungen für die übrigen Finanzinstitute in 
Bezug auf die Sorgfaltspflichten für die Identifikation von US-Kunden. Der administrative Aufwand wird 
damit auf ein vertretbareres Mass reduziert. Die administrativen Kosten, welche den Finanzinstituten auf-
grund von FATCA erwachsen, sind kein Pappenstiel: Das SIF spricht für grössere Finanzinstitute von ei-
nem zweistelligen Millionenbetrag. 
 
Die FDP gewichtet diese Vorteile als zentral und stimmt dem Abkommen deshalb grundsätzlich zu. Das 
mit den USA ausgehandelte Modell 2 zur Umsetzung von FATCA trägt zudem den Besonderheiten der 
Schweiz Rechnung. So findet kein direkter Austausch von Informationen zwischen den nationalen Steuer-
behörden und US-Behörden statt. Es gibt es also keinen automatischen Informationsaustausch. 
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Stattdessen werden die betreffenden Daten direkt von den jeweiligen Finanzinstituten an die US-
Steuerbehörde übermittelt.  US-Personen, die die Weitergabe ihrer Daten verweigern, müssen nicht na-
mentlich den USA gemeldet oder von der Bankbeziehung ausgeschlossen werden. Die USA können je-
doch via Gruppenanfragen Amtshilfe von der Schweiz verlangen. Schliesslich haben die USA mit anderen 
Ländern ebenfalls vereinfachte Umsetzungsabkommen ausgehandelt bzw. sind noch im Verhandlungs-
prozess. Wenn die Schweizer Finanzinstitute die einzigen wären, die FATCA ohne Ausnahmebestimmun-
gen umsetzen müssen, wären sie gegenüber den anderen Finanzplätzen schwerwiegend benachteiligt.  
 
Jedoch drängen sich nach der Durchsicht des Abkommens und des Berichts einige Fragen und Bemer-
kungen auf:  
 
So findet sich in Anhang II des Abkommens bei den Ausführungen zu den als FATCA-konform erachteten 
Finanzinstituten die Bestimmung, wonach ein solches Finanzinstitut in der Schweiz ansässige US-
Personen in Bezug auf die Eröffnung oder Beibehaltung von Konten nicht diskriminieren darf. Aus liberaler 
Warte stellt die Gewerbefreiheit ein hohes Gut dar. Es soll jedem Institut selber überlassen sein, mit wel-
chen Kunden es Geschäftsbeziehungen führen will oder eben nicht. Eine Einschränkung von Vertragsrecht 
lehnen wir ab. 
 
Ein zweiter Punkt betrifft die Definition von US-Personen. Dort wird auf den U.S. Internal Revenue Code 
verwiesen. Bedeutet dies, dass die US-Behörden die Definition darüber, wer eine US-Person darstellt, 
ohne Mitwirkung der Schweiz anpassen können? Um diesbezüglich ein Minimum an Rechtssicherheit zu 
gewährleisten verlangt die FDP, dass mindestens rückwirkende Änderungen ausgeschlossen werden kön-
nen und Anpassungen nur mit angemessenen Übergangsfristen möglich sind. 
 
Ein dritter Punkt betrifft den Stand der Verhandlungen über FATCA-Abkommen mit weiteren Staaten: Im 
Vernehmlassungsbericht wird auf Verhandlungen der USA mit anderen Staaten verwiesen. Wie sieht es 
diesbezüglich mit Konkurrenzfinanzplätzen wie Singapur oder Hongkong aus? Ist damit zu rechnen, dass 
China und Singapur ein solches Abkommen unterschreiben? Falls nein, inwiefern unterscheiden sich diese 
Staaten von der Schweiz, damit sie auf ein solches Abkommen verzichten können? 
 
Zuletzt noch eine Bemerkung zu den Ausnahmeregelungen für FATCA-konforme Banken: Es ist sehr zu 
begrüssen, dass bei der 98-Prozent-Regel neben den Schweizerischen auch die Vermögenswerte von in 
der EU ansässigen Kunden angerechnet werden. Weshalb ist aber solchen Instituten die Kundenwerbung 
nur innerhalb der Schweiz und nicht innerhalb des EU-Raums erlaubt? Inwiefern ist die USA davon betrof-
fen, wenn kleinere Institute bspw. in Grenzregionen auch über die Grenze um Kunden werben?  
 
Auf diese Fragen müssen wir in der Botschaft Antworten erhalten. Überhaupt ist es uns ein grosses Anlie-
gen, dass in der Botschaft noch einmal anhand von nachvollziehbaren Beispielen aufgezeigt wird, was das 
Abkommen bedeutet und wo genau die Vorteile für Banken und Vorsorgeeinrichtungen und weitere Fi-
nanzintermediäre liegen. Es ist aufzuzeigen, was alles unter die Definition US-Person fällt und inwiefern 
eine dynamische Anpassung dieser Definition zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist. Auch für die er-
leichterten Sorgfaltspflichten möchten wir illustrierende Beispiele. Wir kritisieren, dass der Vernehmlas-
sungsbericht diesbezüglich nicht informativer ausgefallen ist.  
 
Bezüglich Zeitplan sind wir für ein rasches Vorgehen. Für den Fall, dass alle Fragen zufriedenstellend 
geklärt werden können, soll eine fristgerechte Umsetzung per 1.1.2014 möglich sein. Die FDP werden das 
dringliche Vorgehen und die Behandlung der Vorlage im Juni in beiden Räten gleichzeitig unterstützen.  
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer Argumente. 
 
Freundliche Grüsse 
FDP.Die Liberalen 
Der Präsident  Der Generalsekretär 

 
 
 
 
 
 

Philipp Müller Stefan Brupbacher 
Nationalrat 
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Grundsätzlich ist zu begrüssen, dass die Schweiz das Modell II und nicht das Modell I gewählt hat. Zwar nimmt das 
Modell II im Unterschied zu Modell I für sich in Anspruch, kein automatischer Informationsaustausch zu sein. In der 
Praxis führt aber Modell II für das IRS zum selben Resultat. Der Vorteil von Modell II liegt aber in der massiv kleine-
ren Administration auch auf Bundesebene. Dieser Vorteil ist nicht zu unterschätzen, trägt dem Finanzplatz Schweiz 
Rechnung und wird von der glp begrüsst. 
 
Für die Grünliberalen unverständlich ist der Fakt, dass sich die USA weigern eine vollständige Reziprozität zu ge-
währen. Faktisch verlangen sie von anderen Staaten, was sie selber nicht bereit sind zu geben. Realpolitisch ist es 
aber so, dass die USA dies leider ohne Probleme durchsetzen kann. 
 
Forderungen 
 
Wir erwarten vom Bundesrat, dass er mit allen Mitteln sicherstellt, dass die gegenüber den USA nun gemachten 
Zugeständnisse im Rahmen von FATCA nicht wie ein Flächenbrand zu Ungunsten des Schweizer Finanzplatzes auf 
andere Staaten übertragen werden, auch wenn solche Forderungen absehbar sind. Eine solche Ausweitung wäre für 
die Grünliberalen nur dann akzeptabel, wenn FATCA zu einem quasi internationalen Standard zwischen allen Staa-
ten und Finanzplätzen würde. 
 
Die Grünliberalen erwarten vom Bundesrat weiter, dass er in den Ausführungsbestimmungen die administrative Um-
setzung und damit die Kosten für Finanzinstitute und den Bankenplatz Schweiz so klein wie möglich hält. Unklar ist 
für die glp zum Beispiel die Regelung, ab wann ein Kunde als „unkooperativ“ gilt. 
 
Weiter erwarten wir, dass der Bundesrat mit aller Kraft endlich eine abschliessende und umfassende Lösung der 
Probleme der Vergangenheit (legacy) mit den USA findet. Sollten wir FATCA erfolgreich ratifizieren, ist dies sicher-
lich ein Pluspunkt in den weiteren Verhandlungen mit den USA. 
 
Fazit 
 
Die Grünliberalen werden FATCA zähneknirschend zustimmen, basierend auf dem Hauptargument, dass unsere 
Finanzinstitute ohne FATCA den Zugang zum amerikanischen Markt verlieren würden. Die glp wird sich in der par-
lamentarischen Beratung vertieft mit FATCA auseinandersetzen, im Speziellen mit den Ausführungsbestimmungen. 
 
Bei Fragen dazu stehen Ihnen folgende Personen zur Verfügung: 
- Martin Bäumle, Parteipräsident und Nationalrat ZH, Tel. 079 358 14 85 
- Thomas Maier, Nationalrat und Mitglied der WAK-N, Tel. 078 652 06 50 
- Sandra Gurtner-Oesch, Generalsekretärin glp Schweiz, Tel. 078 766 04 60 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 

 

 

 

 

Martin Bäumle, Parteipräsident  Sandra Gurtner-Oesch, Generalsekretärin 
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